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Nr. 100. Mittag: Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Kaſſel, 27. Febr. Der ehemalige kurheſſiſche Geſandte in Ber: 
Un, Kammerherr v. Baumbach, iſt an Stelle des als bevollmächtig⸗ 
ten Miniſters Kurheſſens nach Berlin gehenden Kammerherrn v. Schach⸗ 
ten, zum Geſandten Kurheſſens am wiener Hofe ernannt worden. 

Turin, 26. Febr. In der Deputirten⸗Kammer gab bei der fort⸗ 
geſetzten Diskuſſton über die Anleihe der Miniſter des Auswärtigen 
Erklärungen über die auswärtige Politik Italiens. Dieſelbe ſei ge⸗ 
gründet auf das Bündniß mit Frankreich und England und verdiene 
nicht den Vorwurf zu großer Geſchmeidigkeit. Was die Polen be⸗ 
treffe, ja feien ihnen die Sympathien des italieniſchen Volkes zuge: 
wandt; eine Verletzung des Prinzips der Nichtintervention ſeitens irgend 
welcher Macht ihnen gegenüber würde eine ſehr ernſte Sache ſein. 
Solche Verletzungen ſchadeten überhaupt nach beiden Seiten, denen, 
welche ſie begingen, und denen, für welche ſie begangen würden. Dieſe 
Erklärung wurde mit Beifall aufgenommen. 

Lemberg, 27. Febr. Hier angekommene Flüchtlinge melden, 
daß am 24. bei Ruda oberhalb Swierze und Chelm (Gouvernement 
Lublin) ein Gefecht ſtattgefunden habe, in welchem 2000 Inſurgenten 
unter Bogdanowicz und Neczaj geſchlagen und zum Theil über den 
Bug gedrängt worden ſeien. 

Krakau, 27. Febr. Bei Malagosz und Wlosezow follen feit 
zwei Tagen Kämpfe zwiſchen den Inſurgentenföhrern Jezioranski und 
Zielinski und den Ruſſen ſtattfinden. 

Paris, 27. Febr. Das heutige „Pays“ bringt eine Depeſche 
aus Madrid, welche die Ernennung Narvgez zum Minifterpräfiden: 
ten meldet. 5 

Stockholm, 26. Februar. Die ſchwediſchen Blätter von allen Farben 
kringen beftige Artikel voll Abſcheues gegen die preußiſch⸗ruſſiſche Conven⸗ 
tion; ſie hoffen, daß falls . — zur Ausführung gebracht werde, die Ne⸗ 
meſis am Rhein dafür nicht nie wird. . . N.) 

Athen, 25. Febr. Die National⸗Verſammlung hat das neue Miniſte⸗ 
rium ernannt. Miniſter⸗Braſient iſt Balbis, Kriegsminiſter Smolentz, Mi⸗ 
niſter des Innern Augerinos, Miniſter des Auswärtigen Demetrios Mau: 
zolordatos, Finanzminfſter Charalamby, Cultus. und Unterrichts⸗Miniſter 
8 Marine⸗Miniſter Boürdouris und Juſtiz⸗Miniſter Papa Za⸗ 

ropoulos. 
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f Preußen 
Landtags: Verhandlungen. 
18. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (22. Febr.) 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
ib: Herr v. Selchow, ein Miniſterigl-Commiſſarius. 7 
Die Tribüne und Logen ſind ſtark beſetzt. Mehrere Urlaubsgeſuche wer⸗ 
den genehmigt. Die Abgeordneten Lette, v. Benda u. Gen. haben zwei 
Anträge, betreffend die Einführung einer neuen Kreisordnung und die Re⸗ 
gelung der ländlichen Polizeiverwaltung, eingebracht. Dieſelben werden auf 
Vorſchlag des Präſidenten der um 7 Mitglieder zu verſtärkenden Gemeinde⸗ 
Commiſſton überwieſen. f 5 1 
en erſten Gegenſtand der Tagesordnung bildet die Vereidigung der 
neu eingetretenen Abgeordneten Barre, Laßwitz, Dr. Löwe und Wille. Das 
aus e en Die aetern a Debatte eee eee 
Von dem Abgeordneten v. Bockum⸗Dolffs iſt folgendes Amendement 
eingebracht worden: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen zu er⸗ 
Härten: Das Intereſſe Preußens erfordert, daß die königl. Staatsregierung, 
gegenüber dem im Königreiche Polen ausgebrochenen Aufſtande, keinem der 
kämpfenden Theile irgend eine Unterſtützung oder Begünſtigung zuwende, 
noch auch Bewaffneten geſtatte, das preußiſche Gebiet ohne gleichzeitige Ent⸗ 
waffnung zu betreten.“ — (Dieſes Amendement iſt geſtern von den beiden 
großen liberalen Fractionen nach gemeinſamer Berathung angenommen 
worden, iſt alſo als der Beſchluß des Hauſes im voraus anzuſehen). Das 
Amendement wird von mehr als dreiviertel des Hauſes unterſtützt. 

Der erſte Redner iſt Abg. v. Binde (Stargardt): Es ſei wiederholt 
von der Behandlung auswärtiger Angelegenheiten in der Landesvertretung 
die Rede geweſen, und dabei auf andere Länder hingewieſen worden. Dieſer 
Vergleich ſei nicht zutreffend. Ju England laſſe der Kampf der zwei großen 
politiihen Parteien auf der Tribüne das Land ſelbſt unberührt; in Frank⸗ 
reich ſei, dem eiſernen Willen an der Spitze des Landes gegenüber, das 

Schaumſpritzen der Tribüne eben nur Schaumſpritzen. Er könne dem Mi⸗ 
niſterpräſidenten in feinem Urtheile über die Rede des Abg. für Bielefeld 
nicht Unrecht geben. Deſſen Vergleich der preußiſchen Truppen mit Scher⸗ 
gen der Ruſſen, des Verfahrens der Regierung mit dem Verkauf heſſiſcher 
Unterthanen, entſpreche demjenigen nicht, was man bisher über die Conven⸗ 
tion wiſſe. Auch die Bemerkung des Referenten, daß man für die Vetera⸗ 
nen kein Geld habe, und hier ohne Weiteres Hunderttauſende ausgebe, ſei 

leichfalls nicht gerechtfertigt; „jenes dauernde Almoſen für die Veteranen 
iſt etwas ganz anderes als dieſe, ſo Gott will! vorübergehenden Ausgaben.“ 
— Es ſei nicht zu verkennen, daß durch alle europälſchen Zeitungen eine 
gewiſſe Sympathie für die polnische Nationalität gehe, und auch die Redner 
dieſes Hauſes hätten es für nölbig gehalten, dem Ausdrucke ihrer Meinung 
zunächſt eine gewiſſe Menge höflicher Redensarten vorangehen zu laſſen. 
Er dagegen glaube, man könne dem Gegner keine größere Ehre erweiſen, 
als daß man ihm die reine Wahrheit ſage. Diele Aufgabe habe er ſich ger 
wählt. Der Abg. v. Rönne und „der talentvollſte Journaliſt der 8 
partei“ ſeien auf die Theilungen Polens zurückgegangen, lehterer, ba e jogar 
bier eine vollſtändige geſchichtliche Vorleſung gehalten. (Heitertei .) Al 

Er wolle dem gegenüber ſich auf andere Autoritäten von DE ange 
in dieſem Haufe berufen, Zunächſt conftatire er jedoch jenen Ausf hrungen 
gegenüber, daß allerdings ein alter hiſtoriſcher Gegenſatz im man 
niſchen und ſlaviſchen Nationalität beſtehe. Die jegige Stellung Po As 1 
Preußen ſei nicht anders und beſſer zu bezeichnen, als durch einen 0 8 
ſpruch des „erſten jetzt lebenden deutſchen Hiſtorikers“, des Hrn. Referenten 
v. Sybel, in Betreff des von Polen gegen die Erhebung Preußens zum 
Königreich im Jahre 1701 erhobenen Proteſtes. Er wolle die Verſammlung 
nicht incommodiren mit einer Schilderung der Leiden der polniſchen Nation 
unter der Herrſchaft des polniſchen Adels, auch nicht die Worte des Refe⸗ 
renten darüber citiren, da dieſelben in den letzten Tagen durch das Läute⸗ 
tungäfeuer der „Kreuzzeitung“ gegangen (Heiterkeit). Nicht in der „Kreuz⸗ 
zeitung“ geſtanden habe aber jene Stelle aus dem Werke des Hrn. . 
ten, worin er nachweiſe, daß der kleine polniſche Adel auf ven Provinzial⸗ 
landtagen mit ſeinen Stimmen einen förmlichen Handel getrieben habe ꝛc. 
„Man ſieht, m. ., daß ein folder Staat keine Berechtigung hatte zu exiſti⸗ 
ten!“ ein Staat, der allein in Europa das traurige Beiſpiel varbot, ſich 
aufzulöfen in Congregationen, die ſich mit dem Auslande, die ſich mit dem 
ruſſiſchen Erbfeinde in Verbindung ſetzten, zur Bekämpfung ihrer eigenen 
Landsleute! „Nicht durch Rußland, durch Polen ſelbſt iſt Polen untergegan 

en!“ Rouſſeau habe im Jahre 1772 vor der erſten Theilung Polens ge: 
agt, von all den vielen Wundern jener zeit ſei das größte, daß der polni⸗ 
che Staat noch exiſtire. Man müſſe ſich frei halten von ſolchen Regungen 
chwächlicher Humanität, wie fie hier gehört worden. Jene Zeit fei vorüber, 
wo man aus Rückſichten der Sentimentalität ſich bemühen wollte, einen 
Staat zu retten, deſſen erſtes Lebenszeichen die Zerſtückelung Preußens ſein 
müßte. 3 

155 meine Herren! die Griftenz Preußens hängt daran, daß kein Staat 

Polen zu Stande komme!“ bo! Das Muſter einer Städteordnung ſei 

nicht in Polen zu ſuchen, wie der Abg. Dr. Becker gemeint: unſere Vor⸗ 
fahren hätten die Grundlagen dazu mit nach Polen genommen, deutſcher 

tbeit, der Entwickelung aus deuiſchem Keime ſel All das, was Jener an 
pefübrt, zu verdanken. Preußens Verdienſt ſei es insbeſondere, den volni⸗ 
den Leibeigenen die Freiheit verſchafft zu haben, über welche die Polen 
eiſt beriethen, als im Jahre 1831 bereits die Ruſſen vor den Thoren ſtan⸗ 
den, Die poiniſchen Gdelleute allein hätten in Euröpa die Barbarei ber 
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Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Leibeigenſchaſt zu lange erhalten. Die Sache ſtehe denn alſo doch anders, 
als die Abgg. v. Nönne und Dr. Becker gemeint. — Nach Neger Einleitung 
gehe er zur Hauptſache. Er ſei wohl suffiicher Sympathien nicht verdäch⸗ 
lig. Dem Abg. für Oels gegenüber möchte er aber doch in Bezug auf die 
Behauptung, daß die Bildung in Polen ſyſtematiſch unterdrückt werde, be⸗ 
merken: Bekanntlich ſeien ſeit dem Jahre 1857 die Gymnaſien und Real⸗ 
ſchulen wieder hergeſtellt, ſeit dem Jahre 1860 auch die Univerſität. Man 
möge alſo in Bezug auf die neuſte Zeit dem Kaiſer Alexander nicht die 
Sünden ſeiner Vorgänger zum Vorwurf machen. Derſelbe Abgeordnete habe 
ſich berufen auf den Grafen Wielopolski, nun, es gebe keine Art des Meu⸗ 
chelmordes, die nicht gegen dieſen Mann verſucht worden; auch das ſei nicht 
beſonders ehrenvoll für die polniſche Nation. 

„Der Abg. Kantak habe die jetzige Inſurrection mit den deutſchen Frei⸗ 
heitskriegen verglichen, und dieſer Vergleich ſei von einem bedeutenden eng⸗ 
liſchen Staatsmann, dem Lord Ellenborough jüngſt wiederholt worden, — 
ſonſt würde er es unter der Würde dieſes Hauſes halten, darauf zu repli⸗ 
eiren. Der Vergleich könne nicht ſtattfinden: „Die Deutſchen hatten nicht 
Treue geſchworen dem Kaiſer der Franzoſen, gegen den ſie ſich erhoben; ſie 
begingen keinen Meineid, ſie machten ſich nicht des Aufruhrs ſchuldig gegen 
eine rechtmäßige Gewalt, fie bedurften nicht der Verſprechungen des Socialis⸗ 
mus. Nein, meine Herren, der König rief und Alle, Alle kamen. (Bravo 
zur Rechten.) Die Freiheitskriege ſind nicht durch Meuchelmord bejledt! Ich 
weiſe dieſen Vergleich mit Entrüſtung e (Beifall zur Rechten.) Anz: 
dererſeits gehe aber auch der Abg. v. Gottberg zu weit, wenn er die Auf⸗ 
ſtändiſchen Räuberbanden nenne. Auch das Urtheil, daß der Aufſtand von 
ultrademokratiſcher Seite ausgehe, ſei verfrüht. Der Erfolg werde zeigen, 
von welcher Seite er ausgehe. Von welcher Seite auch immer derſelbe aber 
ausgehe, die Erfahrung der früheren Aufſtände habe gezeigt, daß Preußen 
jedenfalls auf ſeiner Hut ſein müſſe. Auch die ruſſ. Berichte ergeben, daß die 
Inſurgenten bereits einzelne Gefechte ſiegreich beſtanden hätten. Jetzt ſei 
Mieroslawski zu ihnen geſtoßen; Klapka ſei auf dem Wege nach Polen. 
Einer ſolchen Capacität erſten Ranges gegenüber dürfe man die Bedeutung 
des Aufſtandes nicht unterſchätzen. 


erſtellung eines ſelbſtſtändigen Staates beſtreiten? Nun ja, weil er fie für 
ſehr fäbig halte, eiwa deshalb ſei er ihnen im preußiſchen Intereſſe auf das 
Lebhafteſie entgegen. — Wenn ein Staatsvertrag mit Rußland zu Stande 
kömmen konnte, wonach wir für 2 Polen einen Deutſchen erhielten, würde 
er mit der größten Bereitwilligkeit darauf eingehen, ſo ſehr er auch bedauern 
müßte, den Einen oder Anderen der geehrten Redner auf dieſen Bänken 
(den polniſchen) auf dieſe Weiſe dann vielleicht vermiſſen zu müſſen. (Heiter⸗ 
keit.) Das redlichſte Mitglied dieſer (der linken! Seite dieſes Hauſes der Abg 
Schulze (Berlin) „oder, wie er ſich mit feinem europäiſchen Namen nennt, 
der Abg. Schulze⸗Delitzſch“ (Große Heiterkeit) habe im September v. J. — 
und er unkerſchreibe dies wörtlich — ausgeführt, es handle ſich hierbei ar 
mehr um das Nationalitäts⸗ fondern um das Territorialitätprincip, nicht 
ein Fuß breit durch deutſchen Fleiß und deutſche Arbeit erkämpften Bodens 
dürfte abgetreten werden. Er nehme den von den Polen gebotenen Kampf 
an, weil wir ihn annehmen müſſen, weil wir nicht ein ſelbſiſtändiges Polen 
wollen, das im Bunde mit Rußland das geführlichſte wäre. — Deshalb recht⸗ 
fertige ſich auch der raſche Abſchluß der Convention mit Rußland zur Unter⸗ 
drückung des Aufſtandes. ; : ; 

Man habe merklich viel geſprochen von einer Intervention auswärtiger 
Mächte gegen Preußen, und dieſer Theil der Debatte ſei ihm der ſchmerz⸗ 
lichſte geweſen. Von ve eigentlichen Intervention im völkerrechtlichen 
aa. Nenn nicht die Rede fein, wie aus der (verleſenen) Definition Heff⸗ 
ters folge. 

Was die auswärtigen Mächte betreffe, ſo wolle er zunächſt auf Frank⸗ 
reich blicken. Er leugne nicht, daß dort Sympathien für Polen vorhanden, 
er erinnere aber an den Mann an der Spitze dieſes Landes. Sollte der 
wirklich ſo warme Sympatbien für Polen haben? Und habe er ſelbſt denn 
nicht, gegen das Königreich Italien, in Nom intervenirt und halte noch 
jetzt 27,000 Mann daſelbſt? Es handle ſich aber zur Zeit für ihn uur 
darum, die Aufmerkſamkeit Frankreichs von den Vorgängen in Mexiko 
abzulenken. > j 

Es ſei auch nicht wunderbar, daß das freie England eine gewiſſe Sym- 
pathie mit Polen als einem unterdrückten Lande habe. Wenn aber England 
ſich auf fein politiſches Intereſſe beſinne, dann würde es ſich wohl nicht in's 
Schlepptau von Frankreich nehmen laſſen. „Dies werde auch durch Manches, 
was Palmerſton in ſeinen letzten Reden geſagt habe, angedeutet, z. B. durch 
die Paralelle der franzöſiſchen Conſcription in Egypten mit der ruſſiſchen in 
Polen. Er habe oft darauf hingewieſen, daß nächſt dem deutſchen Volke 
England unſer einziger natürlich Verbündeter ſei, weil zwiſchen England und 
Preußen leine Coliton der Fnitreſſen, ſondern im Gegentheil viele gemein⸗ 
ſchaftliche Intereſſen ſeien. England würde ſich auf ſein wahres Intereſſe 
beſinnen, wenn es zur Zuverläſſigkeit und Dauerhaftigkeit der preußiſchen Po⸗ 
litit Zutrauen haben könnte, wenn in Preußen auf den Miniſterbänken Män⸗ 
ner ſäßen, hinter denen die Nation ſtände. (Bravo, hört.) — Was OHeſter⸗ 
reich betreffe, jo beachte es jetzt, wie immer, die kluge Politit, das Gegentheil 
von dem zu thum, was ſeinem Gegner ſchade. Es benutze die Gelegenheit, 
ſich an Rußland zu reiben und auch an uns. Aber gerade Oeſterreichs Po⸗ 
ſition gegen unſer Verhältniß zu Rußland müſſe uns in demſelben beſtärken. 
Zweierlei habe der polniſche Aufſtand bewirkt, was nach ſeiner Anſicht den 
preußiſchen Intereſſen förderlich ſei: 1) Daß irgend eine Heilung des Zerwürf⸗ 
niſſes zwiſchen Oeſterreich und Rußland für jetzt unmoglich gemacht ſei: 2) 
daß auch das ſo ſehr gefürchtete Bündniß zwiſchen Frankreich und Rußland 
in weite Ferne gerückt sei. 2 

0 dieſer Beziehung fände er die Politik des Miniſteriums nicht fo wer: 
werflich. Nach allem ſei nach ſeiner Anſicht die Commiſſion mit ihrer Grund. 
anſchauung im Unrecht. Es liege in unſerem Intereſſe, den Ruſſen fo viel 
Unterſtützung zuzuwenden, als es irgend ohne Gefährdung anderer wichtiger 
Intereſſen möglich ſei. Deshalb jet er auch gegen das Amendement Bonin. 
dr mache der Regierung keine Vorwürfe, wenn fie gefährliche Polen gefan⸗ 
a dd er würde es dankbar anerkannt haben, wenn es der preußiſchen 

olizei gelungen wäre, ſich des von uns erſt begnadigten Mieroslawski zu 
bemächtigen (Oho), er ſei damit einverſtanden, wenn die Regierung jede 
Ausführung von Kriegsbedarf nach Polen verbiete, wenn ſie die Ruſſen mit 
jedem Kriegsbedarf und Proviſion unterſtütze. (Große Unruhe, Opo!) Das 
nn für die preußiſche Politik jei die moͤglichſt raſche Nieder⸗ 
ſchlagung des polniſchen Aufſtandes. (Obo!) — Nur in einem Punkte weiche 
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er von der Regierung ab. Er halte ſie für nicht berechtigt, den Ruſſen zu 
aeſtatten, daß ſie zur Verfolgung von Jaſurgenten die preuß. Grenzen übers 
ſchreiten. Sollte das geſchehen, fo würden dadurch nach jeiner Anſicht die 
Intereſſen und die Ehre Preußens verletzt. In Bezug auf die Verletzung 
der preußischen Intereſſen weile er nur auf die möglicher Weiſe entſtehenden 
Conflicte hin. Allerdings habe der Miniſterpräſident erklärt, jeder Act des 
Einrückens bedürfe der ſpeciellen Genehmigung der preußiſchen Regierung. 
Das ſei für ihn practiſch undenkbar. Durch Couriere ſolle dieſe Einwilli⸗ 
gung doch wobl nicht in Berlin eingeholt werden, alſo wohl durch den Tele⸗ 
graphen. Ob dieſer an der 300 Meilen langen Grenze hinreichend vorhan⸗ 


den ſei, wiſſe er nicht, jedenfalls lönne auch auf dieſem Wege die Genehmi⸗ 


gung ohne Schwierigkeit nicht ertheilt werden. — Was die preußiſche Ehre 
betreffe, jo bedürfe es keines Beweiſes, daß dieſe durch jede Cooperation der 
Ruſſen mit den Preußen gefährdet werde. Deshalb babe er fein Amende⸗ 
ment geſtellt. Er glaube nicht, daß er damit viel Glück haben werde. Man 


lege zu viel Werth auf die Antipathie gegen das Miniſterium, zu wenig auf 


die Intereſſen Preußens. Das aber beweiſe, daß eine Stellung, wie ſie das 
jetzige Miniſterſum gegenüber der überwiegenden Majorität dieſes Hauſes 
einnehme, in kritiſchen Momenten unhaltbar ſei. Bei der Adreßdebatte habe 
er noch einen Weg der Verſöhnung gezeigt. 

Er ſei nicht betreten worden. Er würde auch wohl jetzt nicht betreten 
werden, und er habe vor der Conſequenz politiſcher Charaktere, auch bei ſei⸗ 
nen Gegnern, alle Achtung. Bei der Adreßdebatte habe er indeß gewarnt 
vor den Folgen diefer Conſequenz in Bezug auf die innere Politik, auf die 
Folgen gegenüber dem Auslande wolle er aus Patriotismus auch jetzt nicht 
eingehen. Aber das müſſe er ausſprechen, in einem Lande wie Preußen 
können gefährliche Kriſen nur dann einen für das Land heilſamen Ausgang 
nehmen, wenn die Politik des Miniſteriuris von dem Enthusiasmus des 
ganzen Landes getragen werde. (Bravo.) Wenn ein Mimiſterium auf die 
Dauer fo wenig Unterſtützung fände, wie das gegenwärtige, fo wiederhole 
er, daß das hartnäckige im Amte bleiben deſſelben den Staat ruinire. (Lau⸗ 
tes Bravo.) — Er könne dies um jo mehr jagen, als er dem Ministerium 
gegenüber sine ira et studio fei. Sine ira, denn er habe den Minifterpräs 
ſidenten beim Eintritt in fein Amt mit Freuden begrüßt (Heiterkeit), sine 
studio, denn nicht feine polttiihen Freunde würden nach dem Sturze des 
Miniſteriums auf die Miniſterdank kommen, ſondern nach gllen conſtitutio⸗ 
nellen Regeln die Führer der Partei, welche die Majorität in dieſem Hauſe 
hatten. ee ‚Wenn er nach Waldeck s Rede auch ſchwere Bedenken 
gegen deſſen auswärtige Politik habe, ſo müſſe doch der Verſuch gemacht 
werden. — „Das Land muß durch Schaden Aug werden.“ — (Große 
Heiterkeit.) Er reſumire ſeine Anſicht dahin: Ohne ein Einrücken unſerer 
Truppen in Rußland und ohne 75 Einrüden der Ruſſen in Preußen jede 
nur mögliche Begünſtigung Rußlands. „Handeln Sie für Preußens Inter⸗ 
eſſe und ohne Schädigung von Preußens Ehre.“ (Bravo.) 

(Im Anfange dieſer Rede find die Miniſter v. Mühler und Gr. Eulen⸗ 
burg, gegen den Schluß derſelben Herr v. Bismarck, nach derſelben Herr 
v. Roon eingetreten.) a 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Der Vorredner hat von Neuem die 
Beſorgniß über die Nachtheile ausgeſprochen, die unſern Grenzbezirken aus 
einer Grenzüberſchreitung erwachſen können. ch ſehe daraus, wie ſchwer 
es iſt, eine einmal geſaßte Meinung, mit einer einmaligen Erklärung des 
Gegentheiles zu entkräften. Ich ſagte geſtern, daß die Verabredung die Sie 
cherſtellung Preußens gegen dieſe Gventualität vollkommen enthalte, Ich 
habe mich auch ſchon an einer anderen Stelle darüber ausgeſprochen, mochte 
es aber auch hier wieder thun. 

Abg. v. Hennig (Straßburg): Der Vorredner, der fo eben die Tris 
büne verlaſſen, habe über alle möglichen und andere Dinge geſprochen. (Ja 
wohl!) Er habe eine hiſtoriſche Vorleſung 1 auf welche er (Redner), 
der jedenfalls beſſete Kenntniß von den tbatſächlichen Verhältniſſen habe, 
ſich nicht weiter einlaſſen wolle, zumal der Vorredner das Recht pabe, jeden 
Redner gewiſſermaßen zu ſchulmeiſtern. (Ob, oh!) Er habe wenigſtens das 
Recht in Anſpruch genommen. In Berlin ſei man über die wirklichen Vor⸗ 
gänge in der Provinz Poſen oft ganz außerordentlich ſchlecht unterrichtet, 
wovon der Miniſter des Innern geſtern ein Beiſpiel gegeben habe. Ein 
ruſſiſches Ueberſchreiten der preußiſchen Grenze babe bereits ſtattgefunden, 
und eben deswegen hätte der Vorredner mindeſtens für das Amendement 
v. Bonin ſtimmen ſollen. Der Miniſterpräſident habe geſtern ſein Bedauern 
darüber ausgeſprochen, daß er den Verhandlungen des Hauſes über dieſe 
Frage beiwohnen müſſe; den Vorwurf könne er dem Herrn Miniſter nicht 
zurückgeben; er konne verſichern, daß ihm und ſeinen Freunden die Reden 
des Herrn Minſſterpräſidenten ſtets ſehr intereſſant ſeien, denn fie gaben 
ſtets viel Stoff zur Etheiterung. Sei es nicht komiſch, daß man heut zu 
Tage die alten Geſchichten von 1818 wieder aufwärme, daß man ſage das 
Haus wolle Preußen wehrlos machen und das Ausland herbeirufen. ide 
es nicht die erſte Pflicht des Herrn Miniſterpräſidenten fein, wenn dies wirt: 
lich und im Ernſt feine Meinung wäre, Sr. Maj. dem Könige zu rathen, 
ein ſolches landesverrätheriſches Abgeordnetenhaus aufzulöſen (hört, hört!); 
warum thue er dies nicht? Wahrſcheinlich, weil er ſehr wohl wiſſe, daß 
das Haus wiedergewählt würde. — Zur Sache ſelbſt e ‚behauptet 
der Redner, daß ſowohl preußiſche Truppen nach Rußland, wie ruſſiſche 
Truppen nach Preußen übergetreten ſeien, und deshalb erklärt er ſich für 
den Commiſſionsantrag, weil dieſer ausſpreche, was man wirklich ecke, 
das vollkommen parteiloſe den Ereigniſſen Gegenüberſtehen. Wie könne das 
Haus die ruſſiſchen Beſtrebungen unterſtützen? Rußland ſei Preußen ſtets 
gegenübergetreten, am meiſten bei Gelegenheit des bolſteinſchen Bündniſſes. 

Der Miniſter des Innern wendete ſich geſtern gegen den Ausdruck, den 
der Abg. Becker gebrauchte; derſelbe babe von brutaler Militärberrſchaft ge⸗ 
ſprochen, Den Ausdruck könne er nicht unterſchrelben, aber eine Militär⸗ 
herrſchaft ſei vorhanden. Der General v. Werder habe Vollmachten erhal⸗ 
ten, die er nicht erhalten durfte. Es ſei der General überhaupt angeſtellt 
worden, ohne Zuſtimmung des Hauſes, und habe er (Redner) aus ſicherer 
Quelle vernommen, da 
des Generals Folge zu 
eintreten, nicht aber, 


eiſten. So etwas dürfe nur im Falle einer Mobilmachung 
wenn nur die Reſerven eingezogen würden. — Unter 


einem Bündniß mit Rußland leide die Ehre Preußens und dies erfülle als. 


emein mit tiefem Vedauern. Er habe die Ueberzeugung, daß eine mit den 
Intereſſen des Landes verbundene Regierung nie eine ſolche Convention ab⸗ 
ſchlicßen würde (böri! hört). Der Herr Miniſter⸗Präſident glaube alle Eins 
ſicht allein zu beſitzen, und deshalb habe das Haus die Pflicht, ſeine An⸗ 
ſichten und Wünſcke auszuſprechen. Dies geſchebe durch den Commiſſions⸗ 
Antrag. Der Comm.⸗Antrag werde getragen von dem Wunſche, daß die 
Regierung jo ehrenvoll nach außen handle, wie es für die Ehre des Vater 
landes nothwendig ſei. - ö a 
Minifter-Bräfident v. Bismarck: Der Vorredner ift nochmals auf die 
Gefahren zurückgekommen, welche uns von einem Bundniß mit Rußland 
drohen; er hat auch gejagt, daß er die in Aus icht geſtellte Gventualität nicht 
wünſche, aber aus der Abneigung, meinem Widerspruch Glauben zu ſchen⸗ 
ken, muß ich doch auf ein gewiſſes Unbehagen fließen daraber, daß dieſe 
Gefabr nicht vorhanden iſt. Das iſt eine Bemertung, DIE ſich mir aus ſei⸗ 
ner Rede aufgedrängt hat. Was der Vorredner an atſa den betreffs der 
Grenzüberſchreitung angeführt dat, iſt im Ganzen ſehr dürftig (oh! ob. 
Mir ſind die Thatſachen nicht bekannt, und halle Ne auch erhe 
lich genug, um Grmittelungen darüber anzuftellen (ob! oh). Ob wirklich 
Grenzen überſchritten find, ob ein Gendarm darüber gegangen iſt, iſt nicht 
erheblich; in Oeſterreich find ganz andere Truppentheile über die Grenzen 
gegangen und haben es wahrſcheinlich nicht gewußt, daß fie auf fremdem 
Gebiete waren. Es ift ja auch bei uns früher ſchon oft genug, vorgelom? 
men, daß 20 bis 30 rufſiſche oder preußiſche Offiziere über die Grenze zum 
Beſuch gegangen find (Gelächter, Staunen). Der Vorredner bat mir vor. 
geworfen, daß ich von 1848, von alten Geſchichten geſprochen habe. Es iſt 
noch nicht lange ber, daß mir Reden vorgeleſen wurden, die, ich im J. 1849 
gehalten habe, und das eine Jahr wird doch die Sache nicht gleich obſolet 
machen. Der Vorkedner bat ferner gefragt, warum wir denn die Kammer 
nicht auflötten? Ja, meine Herren, che wir das thun, möchten wir gern, 
daß das Land Gelegenheit hat, Sie recht genau kennen zu lernen (oh! ob! 
Heiterkeit). Der Vorredner hat einen Vergleich von Jauſt und Auge ges 
macht und mir die Rolle des Auges zugetheilt. Ich bin ibm dafür dankbar, 
denn das Auge iſt l der edlere Theil und hat die Leitung. Er hat 
ferner gejagt, daß ih glaubte, alle Weisheit allein zu beſihen. Das gelt 


alle Givilbebörden angewieſen ſeien, den Anordnungen 
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wobl etwas zu weit; das Wenige, was ich an Weisheit beſitze, muß ich bei 
dem mir von Sr. Majeſtät dem Könige übertragenen Amte zur Anwendung 
bringen. Wenn Sie einſtmals das Amt inne haben ſollten, werden Sie 
auch N Ihre Weisheit eben ſo nach Möglichkeit an den Mann zu 
ringen ſuchen. 5 
x Kriegsminiſter v. Roon: Ich will über die Reſolution ſelbſt nicht ſprechen, 
da ich glaube, daß ſie ohnehin im Lande die richtige Würdigung erfahren wird. 
Was aber die Bemerkung des Vorredners angeht, daß der General v. Werder 
angeordnet habe, daß die Truppen ohne vorgängigen Rapport mit den Civil⸗ 
behörden unter Umſtänden einquartiert werden ſollten, ſo habe ich mir bei der 
erſten Kenntniß von der angegriffenen Anordnung des Generals v. Werder gleich 
edacht, daß dieſelbe bei Uneingeweihten Anſtoß erregen würde. Die fragliche 
Krordllung iſt aber völlig unbedenklich für die Civilbevölkerung, nicht unbe⸗ 
denklich für das Militär ſelbſt. Ich ſetze voraus, daß der kommandirende Ge⸗ 
neral in Poſen den Erlaß nach vorgängiger Verſtändigung mit dem Ober⸗ 
räſidenten hat ergehen laſſen, der, wie ich ebenfalls vorausſetze, die nöthigen 
onen an die Landräthe gerichtet hat. Der Befehl, ſich unter Umſtän⸗ 
den ſelbſt einzuquartieren, ohne eine vorgängige Einquartierung ſeitens der 
Gisilbehörden, hat für die Truppen nur die Bedeutung, daß dieſelben nichts 
Warmes zu eſſen bekommen. Die Truppen müſſen in ſolchem Falle ſtehen bis 
die Quartierbillets gemacht und vertheilt ſind; die Einquartierung geſchieht alſo nur 
auf Koſten der Truppen. Wenn es ferner für ungeſetzlich gehalten worden iſt, 
mit Bons zu bezahlen, fo beruht auch dies auf Unkenntniß mit militäriſchen 
Verhältniſſen. Baar bezahlen nämlich nur die Truppenkörper, welche Kaſſen 
führen, die Bataillone, Kavallerieregimenter und Batterien. Iſt ein ſolcher 
Stab bei dem einquartierten Truppenkörper, fo tritt ſoſortige Baarbezahlung 
ein. Muß aber, wie dies bei der Bewachung von Grenzdiſtrikten nothwendig 
jener Truppentheile eintreten, ſo iſt eine gleichzeitige 
Vertheilung, der Kaſſen nicht möglich; dann werden, was auch bei Friedens⸗ 
er oft vorkommt, Bons ausgegeben, die bei der nächſten Steuerzahlung 
den Staatskaſſen in Anrechnung gebracht werden. Was endlich die letzte 
Frage des Vorredners angeht: wie kommt der General v. Werder zu ſeiner 
jetzigen Stellung? jo erwidere ich darauf: auf Grund einer Kabinetsordre, die 
verfaſſungsgemäß ergangen iſt, und auf Grund der Tradition, daß Se. Ma⸗ 
jeſtät feine Offiziere jo verwenden kann, wie er es für gut findet, 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Die Bemerkung des Abgeord⸗ 
neten v. Hennig, daß die Civilbehörden Anweiſung erhalten haben, den Be: 
fehlen des General v. Werder unbedingt Folge zu leiſten, erkläre ich einfach 
für falſch. Auf die Anſpielung meiner kürzen Anweſenheit in Preußen er⸗ 
widere ich nur: wenn ich auch ebenſo viele Jahre in Preußen wäre, als ich 
es jetzt Monate bin, ſo würde es mir doch unbekannt geblieben ſein, daß 
die Brücke zwiſchen Gollub und Dobrzyn halb preußiſch und halb ruſſiſch 
iſt; wenn, was ſehr erklärlich iſt, der Herr Abg. beſſer unterrichtet iſt, ſo 
batte er deshalb ſofort geſtern eine thatſächliche Berichtigung eintreten laſſen 
ſollen. Uebrigens halte ich trotz der Nachrichten des Abg. v. Hennig den 
mir zugegangenen amtlichen Bericht einſtweilen für richtig. 

Abg. v. Bonin (Genthin): Der Herr Miniſterpräſident hat geſtern aus⸗ 
geſprochen, daß die Neigung, das eigene Vaterland bloßzuftellen, eine poli⸗ 
liſche Krankheit ſei, deren geographiſche Verbreitung ſich auf die Grenzen 
Deutſchlands beſchränke. Ich möchte, hieran anknüpfend, die Stellung des 
Staatsminiſteriums in dem Lande und in dieſem Hauſe ebenfalls als eine 
politiſche Krankheit bezeichnen, deren chroniſcher Charakter aber durch das 
geſtrige Auftreten des Miniſterpräſidenten in einen ſehr acuten ſich verwan⸗ 
delt hat. (Sehr gut!) Ich will nur auf eine der Bemerkungen des Herrn 
v. Bismarck erwidern: er hat heute geſagt, die Regierung wünſche, bevor ſie 
zur Auflöſung dieſes Hauſes ſchreite, daß das Land das Haus erſt recht 
kennen lerne. Ich glaube, die Regierung hätte bei den jetzigen Verhandlun⸗ 
gen Gelegenheit gehabt, dem Lande die Möglichkeit zur gründlichen Kennt⸗ 
niß dieſes Hauſes zu geben. Bei der jetzigen Haltung der Regierung iſt 
dies gewiß unmöglich. Aber um ſo mehr wünſche ich, daß das Haus durch 
die Ruhe und Mäßigung ſeiner Beſchlüſſe dem Lande eine gute Signatur 
ſeiner ſelbſt gebe. i 
Uoeber den in Polen 5 Aufſtand hat ſich in den letzten Ta⸗ 
en eine ſehr verſchiedene Auffaſſung ausgeſprochen. Der Miniſterpräſident 
ch über die Sympathien preußiſcher Abgeordneten für den polniſchen 
ufſtand gewundert und hält dieſelben nur für eine einzelne Erſcheinung 
der in Europa vorhandenen revolutionären Beſtrebungen. Abg. v. Gott⸗ 
berg hat von einem ſchamloſen Aufſtand räuberiſcher Banden, der als Zweck 
ein panſlaviſches Reich habe, geſprochen. Hr. Waldeck ſieht in der Erhebung 
keinen organiſirten Aufſtand. Abg. Kantak hat gefragt, konnte man er⸗ 
warten, daß die ſo bedrückten Polen ſich fügen, oder Widerſtand leiſten wür⸗ 
den? und auch heute iſt der Aufſtand als ein ſolcher bezeichnet worden, der 
nur durch die Rekrutenaushebung verurſacht worden Ar Wie hat ih nun 
die Staatsregierung dieſem allgemein für gefährlich gehaltenen Aufſtand 
egenüber verhalten, ſeitdem derſelbe hier zur Sprache gekommen iſt? Die 
egierung hat uns von dem Aufſtande auch nicht die entfernteſte Mitthei⸗ 
lung darüber gemacht. Schon die Kantak'ſche Interpellation war über ihren 
urſprünglichen Zweck hinausgegangen und hatte die Convention mit Ruß: 
land berührt. Die Staatsregierung war hierauf nicht eingegangen, fie hatte 
ich auf Beantwortung der beiden ausdrücklich interpellirten Bunte be: 
chränkt. Mag die Regierung ge im formellen Recht geweſen fein, jo 
in ich in meinem Urtheil darüber doch nicht mit mir einig, ob die Staats⸗ 
regierung nicht ſchon damals gut gethan hätte, die ihr zu jener Zeit mög⸗ 
liche Auskunft über die Lage des Aufſtandes zu ertheilen. Da bei Begrün⸗ 
dung der Interpellation die Convention mit Rußland einmal zur Sprache 
gekommen, mußte die Regierung erwarten, daß eine weitere Erklärung un⸗ 
verweilt von ihr gefordert werden würde. Die Interpellation v. Caxlowitz 
konnte die Regierung nicht überraſchen, ich aber wurde durch die einfache 
Antwort des Herrn v. Bismark auf das Höchſte überraſcht. — Die Staats⸗ 
regierung lehnte es ab, die gewünſchte Auskunft zu 1 

Ich kann mir nach den geſtrigen Mittheilungen wohl denken, daß man 
bei der Interpellation eine Anforderung an die Staatsregierung erblickte, 
ſchwebende Verhandlungen preiszugeben. Aber die bloße Mittheilung, 
daß Verhandlungen eingeleitet ſeien, wäre doch kein Preisgeben des Inhalts 
geweſen. Nach meiner Auffaſſung hätte die Regierung jeder Interpellation 

vorkommen müſſen, fie hätte nicht nur bei der erſten Einleitung der Ver⸗ 
andlungen, ſondern bei der erſten Aufforderung zum Conventionsabſchluß 
von ruſſiſcher Seite ſich offen und ehrlich an die Landesvertretung, hätte 
von ſelbſt ich an fie wenden müſſen (lebhafte Zuſtimmung), mit der Eiklä⸗ 
rung, daß Maßregeln gegenüber dem Aufſtande zu treffen Pflicht ſei. Wäre 
die Regierung ſo vorgegangen, ſo glaube ich nicht, daß eine ſolche Erklärung 
im Hauſe mißfällig aufgenommen worden wäre; ich glaube vielmehr, daß 
ein etwa beantragter Credit trotz der Stellung, die die Regierung dieſem 
Hauſe gegenüber eingenommen hat, nicht Widerſtand gefunden hätte. In 
welche Lage hat uns nun das entgegengeſetzte Verhalten der Regierung ver⸗ 
ſetzt? Es hat ſeine Stellung im Lande nicht geändert, ſeine Stellung dieſem 
Haufe gegenüber aber nothwendig verſchärft. Glaubt die Regierung wirk⸗ 
lich, bat fie wirklich fo wenig Umſicht und Kenntniß der Verhältniſſe, daß 
ſie, wie neulich Herr v. Bismarck äußerte, die von ihr unternommenen Maß⸗ 
regeln mit einigen Hunderttauſenden decken zu können glaubt? (Hört! Hört!) 
Oder hat die Staatsregierung Anſpruch darauf, daß man ihr ſoviel ver: 
traue, daß ſie ſich innerhalb der nothwendigen Grenzen halten würde? Und 
kann e nachträglichen Zuſtimmung dieſes Hauſes nur irgendwie 

er halten ! E 
Er ch mag es nicht entſcheiden, ob die Staatsregierung nicht ſchon jetzt über 
das Unerläßliche in den Maßregeln gegen den polniſchen Aufſtand hinaus⸗ 
gegangen iſt, kann aber doch nicht umhin, da ich den betreffenden Verhält⸗ 
Shen näher geſtanden habe als die ſämmtlichen Herren der jetzigen Staats: 

regierung, einige Bemerkungen hinzuzufügen. Bekanntlich iſt meiner amt⸗ 
lichen Wirkſamkeit in der Provinz Poſen vor vier Wochen ein Ziel geſetzt 


worden, die Verhältniſſe können ſich ſeitdem in ber Provinz vielleicht geäns 


ies verſichere ich: wäre der Aufſtand vier Wochen früher 

— Westen Jo würde ich mich entſchieden gegen dieſe ausnahmsweiſen 
Maßregeln erklärt haben. (Hört, hört) Ich kann auch kaum annehmen, 
daß in den Verhältniſſen der Provinz Poſen ſeit vier Wochen ein Umſchwung 
eingetreten it, denn die in dieſen Tagen von dem mir perſönlich als durch⸗ 
aus zuverläſſig bekannten Vorſtand des deutſch⸗landwirthſchaftlichen Vereins 
etlaſſene Erklärung faßt die gegenwärtigen Verhältniſſe genau ſo auf, wie 
ſie unter meiner Verwaltung waren. Wenn Graf Eulenburg geſagt hat, 
daß von den Grenzbehörden vielfach militäriſcher Schutz N 8 1 jo 
liegt, glaube ich, hierin keine Widerlegung meiner Anſicht, da es 5 er iſt, 
wie gern die Behörden ſich bei ſolchen Gelegenheiten möglichſt au 995 ehnten 
Schuß zu verſchaffen ſuchen. (Hört!) Wenn das jetzt von der bischen 
Sbestdone Abkommen über die Cartelconvention hinaus den 1 1 ale 
atsbürgern Pflichten auferlegt, und alſo die Zuſtimmung der ei : 
vertretung bedurft hätte, ſo ſehe ich in einem derartigen Abkommen geradezu 
eine Schädigung des preußiſchen Staats (Hört, hört), zu der ich nie eine 
uftimmung gegeben haben würde. Ich conitatire es, daß gerade bei dieſer 
rage der tief zu beflagende Gegenſatz zwiſchen der Staatsregierung und 
= Gang . arte Höhe gain t 1. Sehr ate Mittel zur Ausglei⸗ 
8 Kale dur kann ſich der Ueberzeugung nicht mehr verſchließen, 
daß ihre Thätigteik durch dieſen Gegenfaß je länger je mehr nach außen und 
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innen gelähmt iſt. Wir aber bedürfen keine gelähmte, ſondern eine thatkräf⸗ 
tige Regierung. Es iſt die Pflicht des Hauſes, der Staatsregierung in einer 
Reſolution ſeine Anſicht auszuſprechen. Um ſo mehr habe ich es bedauert, 
mich der von der Commiſſion vorgeſchlagenen nicht anſchließen zu können, 
theils weil dieſelbe eine unzuläſſige Gleichſtellung der Aufſtändiſchen mit der 
ruſſiſchen Regierung enthält, theils wegen der zur Begründung dieſer Reſolu⸗ 
tion geführten Verhandlungen. (Daß eine ſolche Gleichſtellung unzuläſſig ſein 
würde, erörtert der Redner an einzelnen Beispielen.) Auch iſt es unmöglich, 
für die preuß. Regierung, ohne Verletzung ihrer vertragsmäßig gegen Ruß: 
land übernommenen Verpflichtungen, der ruſſ. Regierung jede Begünſtigung 
zu verſagen. Der Redner erinnert dabei an den Kartellvertrag und kritiſirt 
dann unter großer Unaufmerkſamkeit des Hauſes, welche den Redner nicht ver⸗ 
ſtändlich werden läßt, die Auffaſſungen der Abgg. Waldeck und Kantak über 
den polniſchen Aufſtand. Er rekapitulirt dazu den ganzen Gang des polni⸗ 
ſchen Aufſtandes, der durch die Rekrutenaushebungen nicht veranlaßt worden 
iſt, ſondern zu dem dieſelben nur die Gelegenheit abgegeben. Man müſſe ſich 
hüten und auch den Schein einer Theilnahme für die Revolution vermeiden. 
Wie Herr v. Bismark dieſe Theilnahme in dem Commiſſionsantrage gefunden, 
ſo ſei bei deſſen Annahme die Gefahr vorhanden, daß an mancher Stelle eine 
ähnliche Auffaſſung eintrete. Er empfiehlt ſein Amendement. 

chulze (Berlin). Meine Herren! In der Debatte über die große 
und ernſte Frage, welche uns beſchäftigt, und in der jeder Redner die Ver⸗ 
pflichtung hat, ſeine Anſichten zuſammenhängend zu entwickeln, habe ich, 
bevor ich auf das Sachliche meines Gegenſtandes eingehe, Verwahrung ein⸗ 
zulegen gegen manche hier gefallene Aeußerungen, gegen ein gewiſſes 
„Schaumſpritzen“. Der Miniiterpräfivent hat geſtern über viele Dinge 
durcheinander geſprochen, und der Abg. v. Vincke iſt ihm heut gefolgt und 
hat gleichfalls Schaum geſpritzt, und hierdurch iſt ein ganz eigenthümliches 
Gemiſch entſtanden. Der Miniſterpräſident hat den Wunſch nach einem 
engliſchen Unterhauſe ausgeſprochen. Er hat aber dabei nicht in Betracht 
gezogen, welche Kämpfe das engliſche Unterhaus zu beſtehen gehabt hat, 
ehe es zu dem feſten Boden gelangte, auf welchem es jetzt ſteht. Der Mi⸗ 
niſterpräſident hätte kein unglücklicheres Citat wählen können, als grade 
dieſes, welches uns an ſo viele tief eingreifende Fragen erinnert, die, wie 
die Miniſterverantwortlichkeit, noch nicht erledigt ſind. (Bravo!) Wenn 
wir feſthalten an der Stellung, die wir bisher eingenommen haben, ſo blei⸗ 
ben wir allein davor bewahrt, auf Abwege, auf die Bahnen der Gewalt 
zu gerathen; wir bleiben auf dem Wege des Geſetzes. (Beifall.) Würde 
der Fall eintreten, daß die geſetzlichen Bahnen verlaſſen würden — wir 
wünſchen ihn nicht, — ſo würden die Miniſter nicht im Stande ſein, dem 
Lande Schutz zu gewähren. (Sehr wahr!) — Es ſind ferner von dem Herrn 
Miniſterpräſidenten die Mitglieder der National⸗Verſammlung von 1848 in 
der Perſon ihres damaligen würdigen Präſidenten angegriffen worden. Ich 
will die Rechtfertigung e nicht übernehmen, eine ruhige, unpar⸗ 
teiiſche Würdigung derſelben bleibt einer ſpäteren Zeit vorbehalten. Aber 
Eines will ich hier erklären: grade wir, die wir in jener Verſammlung, die 
eine konſtituirende war, geſeſſen haben, ohne auf etwas anderes, als auf 
die Sympathien des Volles uns zu ſtützen, wir wiſſen am beſten den gro⸗ 
ßen Vortheil zu würdigen, daß wir jetzt den feſten Boden der Verfaſſung 
unter den Füßen haben. (Sehr richtig!) Wir halten darum daran feſt, 
und von einer anderen Partei, die von einem ganz entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkte ausgeht, gehen die Verſuche aus, die Verfaſſung zu untergraben. 

Der Abgeordnete v. Binde hat zwar gegen die Solidarität der conſerva⸗ 
tiven Intereſſen Proteſt eingelegt, er hat aber gleichzeitig „halb denunciatoriſch“ 
v. der Solidarität der demokratiſchen Intereſſen geſprochen. Er hat dabei über⸗ 
ſehen, daß die Partei, welche die Solidarität der conſervativen Intereſſe zu 
ihrem Wahlſpruch hat, gar nicht beſtehen könnte, wenn ſie nicht Solidarität 
der demokratiſchen Intereſſen fortdauernd als Geſpenſt vorführte. (Bravo!) 
Es iſt endlich von dem Miniſterpräſidenten geſagt worden, das Land ſolle 
uns erſt kennen lernen, bevor dies Haus aufgelöſt würde. Das Land kennt 
indeſſen uns, es kennt unſere Partei, die zum Theil aus demokratiſchen Ele⸗ 
menten beſteht, es kennt unſere Beſtrebungen, u. es kennt auch das Mini⸗ 
ſterium. (Lebhafter Beifall.] Durch die Berufung auf das Geſpenſt der Soli⸗ 
darität der demokratiſchen Intereſſen kann der Abg. v. Vincke nur ſich ſelbſt 
ſchaden, aber uns gegenüber keinen Effekt hervorbringen. 

Mein Glaube an die ſtaatsmänniſche Befähigung iſt übrigens ſtark er⸗ 
ſchuͤttert durch das Urtheil, welches er über den Miniſterpräſidenten abgege⸗ 
ben, durch die Hoffnungen, welche er nach ſeinem eigenen Geſtändniſſe auf 
ihn bei dem Amtsantritte geſetzt hat. Wenn ein Ministerium v. d. Heydt, 
welches ſich gewiß nicht durch allzu große Scrupuloſität auszeichnete, (Herr 
v. d. Heydt iſt in der Diplomatenloge u. zeigt eine ſehr vergnügte Miene) 
zurücktrat, wie durfte man hoffen, daß das Miniſterium, welches es zu er⸗ 
ſetzen beſtimmt war, die Hand zur Verſöhnung bieten würde. 

Ich komme jetzt zur Sache. Wir willen zunächſt, daß eine Convention 
zwiſchen unſerer Regierung und Rußland abgeſchloſſen iſt. Wir wiſſen auch 
etwas über den Inhalt derſelben. Es ſteht insbeſondere feſt, daß unter Um⸗ 
ſtänden eine Ueberſchreitung unſerer Grenze durch ruſſiſche Truppen ſtattfin⸗ 
den darf. Allerdings hat der Miniſterpräſident geſtern und heute zu wie⸗ 
derholtenmalen erklärt, daß eine beſondere Zuſtimmung hierzu erforderlich ſei. 
Es fragt ſich nun, in welcher Weiſe dieſelbe ertheilt werden ſoll. Der Abg. 
v. Vincke hat voraus geſetzt, daß in jedem einzelnen Falle die Zuſtimmung 
des Miniſteriums eingeholt werden müſſe. Er hat indeſſen ſelbſt ausgeführt, 
welche Schwierigkeiten hiermit verbunden ſein würden. Es iſt anzunehmen, 
daß ſeine Vorausſetzung eine irrige iſt, daß auch untergeordneten Behörden 
die Befugniß eingeräumt iſt, die Zuſtimmung zu geben. Es wäre gewiß 
von höchſtem Intereſſe, das Nähere hierüber zu erfahren, in welcher Weiſe 
die Convention ausgeführt werden ſolle, welche Behörden berechtigt ſeien, die 
Zuſtimmung zu Grenzüberſchreitungen zu geben. 

Wir wiſſen ferner, daß eine Begünſtigung ruſſiſcher Truppen ſtattgefun⸗ 
den hat. Der Miniſter des Innern hat gewiſſe hierauf geſtellte Behauptun⸗ 
gen beſtritten; der Abg. Hennig iſt ihm indeſſen darin entgegengetreten, und 
nach Nachrichten, die auch mir aus jener Gegend zugegangen ſind, iſt die 
Darſtellung des letzteren die richtige. 

Feſtgeſtellt iſt ferner, daß Auslieferungen an Rußland ſtattgefunden haben. 
Der Miniſter des Innern hat in eigenthümlich ſinnreicher Weiſe bie Begriffe 
von Recht und Pflicht verkehrt. Wir ſagen, Rußland habe das Recht, die 
Auslieferung zu verlangen, Preußen die Pflicht, auszuliefern. Der Miniſter 
des Innern ſagt: Preußen hat das Recht, auszuweiſen, Rußland die Pflicht, 
die Ausgewieſenen zu übernehmen. Es iſt nicht ſchwer, ſich auszumalen, wie 
die Ausgewieſenen dort übernommen ſind, welches „Logis“ man ihnen an⸗ 
gewieſen hat En 

Welche Folgen hat nun für unfere, Landestheile die Convention gehabt? 
Daß dieſe Folgen keine guten geweſen ſind, nicht haben ſein können, geht 
ſchon aus der Haſt hervor, mit welcher die Convention Nestchen iſt. Sie 
hat zunächſt Aufregung und Unwillen hervorgerufen. Welchen Eindruck follte 
es machen, daß an die Bewohner der Provinz Poſen ein Aufruf erlaſſen 
wird, in dem ſie zu geſetzlichem Verhalten ermahnt werden, während die Be: 
hörde gleichzeitig mit ungeſetzlichen Maßregeln, wie mit der Bedrückung des 
Vereinsrechts, vorgeht. Mir liegt ein Brief von einem Mitgliede des Ver⸗ 
eins zur Wahrung deutjcher Intereſſen in Poſen vor, einem Vereine, der 
alſo hier beſondern Anſpruch hat, als zuverläſſig in feinem Urtheil anerkannt 
zu werden, ein Brief, der ſo bittere Klagen über die Convention führt, daß 
es nicht angeht, denselben hier mitzutheilen. Ich will nur auf eine Stelle 
deſſelben eingehen. Die Rückwirkung der getroffenen Maßregel macht ſich 
auch auf den Gebieten des Verkehrs, des Handels und Credits geltend, und 
in dieſer Beziehung ſagt der Brief, der Erlaß des Oberpräſidenten habe den 
Aufſchwung des Credits vernichtet. Nebenbei muß man die Lage der Deut⸗ 
ſchen im Königreich Polen erwägen. Es ſei viel deutſches Capital in Polen 
angelegt, viele deutſche Bewohner dort wohnhaft. Gegen dieſe werden die 
heftigſten Antipathien erregt. Auch unſere Oſtſeehäfen find durch die getroffe⸗ 
nen Maßregeln ſehr alterirt, der Abſchluß von Geſchäften iſt erſchwert, die 
Prämien auf preußiſche Schiffe werden wegen Kriegsgefahr verſtärkt. Die 
Regierung verletzt alle Intereſſen, Polen und Deutſche, das Inland und das 
Ausland. Was bewegt die Reg. zu dieſem Verhalten? Man ſpricht von 
den mit Rußland Ra oſſenen Verträgen. Daß dieſelben reſpectirt werden 
müſſen, beſtreitet Niemand. Die Verletzung der Verträge iſt aber gerade auf 
ruſſiſcher Seite; die Behandlung der Polen widerſpricht den Verpflichtungen, 
welche Rußland theils durch die wiener Congreßacte, theils durch Separat⸗ 
abreden, die es Preußen und Oeſterreich gegenüber abgeſchloſſen, übernom⸗ 
men hat, und auf deren Erfüllung dieſe Mächte dringen dürfen. 7 

Der Miniſterpräſident hat geſagt, unſer Intereſſe ſei es, den polniſchen 
Aufſtand ſchnell niederzuſchlagen. Gerade aber das Syſtem, welches Ruß⸗ 
land befolgt, macht den Aufitand permanent. Ruhe und Friebe kann ohne 
Aenderung dieſes Syſtems nicht wiederkehren, deſſen Unterſtützung daher 
auch aus dieſem Grunde gegen unſer Intereſſe iſt. 3 

Wir haben Verträge mit Rußland über den Grenzverkehr, der uns jede 
mögliche Erleichterung, die coulanteſte Abfertigung, Zölle von höchſtens 
10 pCt. ad valorem perſprochen. Rußland hat dieſe Verſprechungen nicht 
gehalten; durch ſeine Unterſtützung verewigen wir den Rechtsbruch, der uns 
ſelbſt am ſchwerſten trifft (Bravo.. \ 

Ich weile endlich auf die Verträge wegen der polniſchen Frage hin, bei 
denen das Ausland als Mitcontrabent intereſſirt iſt. Auch bat Napoleon 
Grund, theils perſönliche, theils dynaſtiſche Sympathien für Polen zur Schau 


zu tragen. Die orientaliſche Frege iſt keine Chimäre, ſondern wird ernſle 
Verwickelungen herbeiführen. Welches iſt nun unfere Lage einem ausbre⸗ 
chenden Kriege gegenüber? Wir kämpfen in demſelben gegen unſer Staats⸗ 
intereſſe, und mit welchem Herzen können wir dies thun? Wir kämpfen an 
der Seite Rußlands für eine Reſtaurationspolitik, für die Wiederherſtellung 
des Abſolutismus. Wir gerathen in einen Kampf, in welchem der Sieg 
für uns ſchlimmer iſt, als eine Niederlage. Schrecklich iſt ein Krieg für 
einen Staat, der Zwieſpalt im Janern hat. Im Jahre 1859 gegrüßte die 
wiener Börſe jede Niederlage Oeſterreichs mit einer Hauſſe. Allerdings be: 
zeichnet zuweilen eine Niederlage den Aufſchwung des Staates, wie der 
italieniſche Krieg für Oeſterreich, der Keimkrieg für Rußland, Jena für uns. 
Aber mehr als eine ſolche Niederlage vermag kein Staat zu überſtehen. 
Wir kämpfen endlich gegen die Sympathien der ganzen gebildeten Welt. 
Das Syſtem der ruſſiſchen Rekrutirung iſt hinreichend gekennzeichnet; 
ein ruſſiſcher Offizier, Baron v. Korff hat ſich das Leben genommen, weil 
er ſeine Inſtruettonen mit ſeinem Gewiſſen nicht in Einklang bringen konnte. 
Man behauptet, „die Polen riefen die harte Behandlung hervor.“ Ich kann 
Criminationen und Recriminationen nicht gegen einander abwägen. Aber 
eine Wahrheit läßt ſich mit Beſtimmtheit ausſprechen, daß eine Regierung, 
die nur durch Knute und Stock regiert, unmöglich iſt; kein geſitteter Menſch 
kann für ſie eintreten. Das hat ſich an dem dſterreich. und dem bourboni⸗ 
ſchen Stockregiment in Italien gezeigt, welches ſich noch damit rechtfertigte, 
daß es durch den Widerſtand der Italiener hervorgerufen wurde. Auch das 
ruſſiſche Stockregiment wird untergehen, wie es untergehen muß. (Lebhaftes 
Bravo!) Man hat von Solidarität der Revolutionen geſprochen. Aller: 
dings hat ein Umſchwung in den Ideen der Zeit ſtattgefunden, es findet 
eine Solidarität der Bildung und Geſittung ſtakt. 

Der Abg. v. Vincke hat mich auf eine frühere Rede verwieſen, und hat 
gefolgert, wir müßten Rußland helfen, ein reconſtituirtes Polen nicht auf⸗ 
kommen laſſen. Ich erkenne allerdigs die Pflicht an, Preußens Grenzen zu 
vertheidigen; dieſe Pflicht wird jeder anerkennen müſſen, der ſich zur deutſchen 
Fortſchrittspartei zählt. Aber die Fortſetzung der damals von mir gehalte⸗ 
nen Rede zeigt, daß ich Polen gegenüber keine Engherzigkeit an den Tag 
legen kann, ohne mit mir ſelbſt in Widerſpruch zu gerathen. Die deutſchen 
Provinzen Polens ſind dem Germaniſirungsprozeſſe verfallen, aber für ein 
Polen, daß außerhalb dieſer Grenzen in Zukunft entſteht, kann ich nur 
Sympathien zeigen. Die deutſche Nationalität iſt in der glücklichen Lage, 
ap fie mit der Humanität in keinem Widerſpruche ſteht. (Bravo!) 

Ich glaube nicht an eine Konftituirung Polens vor der Deutſchlands, 
denn die fremden Mächte haben kein reeles Intereſſe daran. Wozu brauchte 
Napoleon die nationalen Sympathien Polens? Um ſeine Söhne auf dem 
Schlachtfelde u opfern. Von dem neu konſtituirten Deutſchland hat Polen 
das nicht zu fürchten. Unſere Eroberungen ſind Kultureroberungen. In dem 
wiedererſtandenen Deutſchland liegt der Schild der Gerechtigkeit für den gan⸗ 
zen Kontinent. Wenn die Konftituirung Deutſchlands und dann die Polens 
erfolgt ſein ſollte, dann iſt es mit der Kabinetspolitik aus. a — 
Hiernach ergiebt ſich unſere Stellung zu den verſchiedenen Anträgen von ſelbſt. 
Dem Amendement v. Bonin würden wir beitreten können, wenn ein Mi⸗ 
niſterium Bonin auf der Miniſterbank ſäße. (Heiterkeit) Dem jetzigen Mi⸗ 
niſterium gegenüber müſſen wir uns wahren, daß das, was wir ſagen, nicht 
gegen den Sinn, den wir wollen, ausgebeutet wird. Wir Alle wollen den 
Schutz der Grenzen, aber wir haben von der Interpretationskunſt des Mi⸗ 
niſterpräſidenten ſolche Proben (Heiterkeit), daß wir riskiren, das Miniſterium 
ſagt uns: „Unſere Cooperationen mit Rußland, wie ſie in der abgeſchloſſenen 
Convention beſtimmt ſind, haben weiter keinen Zweck, als die Grenze zu 
ſchützen.“ — Das Amendement v. Binde iſt genügend von ihm eich charak⸗ 
teriſirt. Er will Unterſtützung und Begünſtigung der Ruſſen auf jede Weiſe, 
nur die Ueberſchreitung der Grenze ausgenommen. 

Wer, wie wir, überhaupt keine Cooperation mit den Ruſſen will, kann 
für das Amendement alſo nicht ſtimmen. Das Amendement v. Bockum⸗ 
Dolffs unterſcheidet ſich im Geiſte nicht von dem Antrage der Commiſſton. 
Es hat eine beſſere Faſſung und vermeidet die von mehreren Seiten gerügte 
Nebeneinanderſtellung der Aufſtändiſchen und der Ruſſen. Den geltend ges 
machten Bedenken gegenüber, die ich keineswegs theile, halte ich das Amen⸗ 
dement für gut und werde für daſſelbe ſtimmen. — Mitten im Kampfe um 
die verfaſſungsmäßigen Grundrechte des Landes trifft uns dieſe große Frage. Da 
heißt es: 50 ſeid im Kampfe um das Nothwendigſte. Was zieht Ihr die 
auswärtige Politit gerade jetzt in Eure Debatten?“ Einmal ſind die Lan⸗ 
desintereſſen ſo betheiligt, daß die Volksvertretung nicht ſchweigen kann. 
Dann aber wollen wir zeigen, daß der Nothſtand, in dem wir uns befinden, 
unſern politiſchen Geſichtskreis nicht beengen ſoll. Wir faſſen weitaus die 
ganze Zukunft des Vaterlandes in's Auge, obgleich man uns die Gegenwart 
beſtreitet, denn die Zukunft iſt unfer! (Bravo!) Noch einmal müſſen 
wir uns der Zuſtimmung Europa's verſichern. Dieſe iſt uns in ungeheu⸗ 
rem Maße zu Theil geworden bei dem inneren Kampf um unſere Verfaſſung 

Wenn wir auch für die Stellung Preüßens nach außen eintreten, wird 
uns die Bundesgenoſſenſchaft des ganzen Europas einen mächtigen Alliirten 
gewähren auch für unſere inneren Kämpfe. Das Volk kennt uns, es kennt 
die Miniſter. Es fehlen ihm nicht die Momente, ſich zwiſchen beiden zu ent⸗ 
ſcheiden, wenn es gilt. Wir haben das unſere gethan, und wenn unſer 
Vaterland vor einem großen Conflict gewahrt wird, ſo haben wir Theil 
daran, obgleich man es uns beſtreitet. (Stürmiſches Bravo, auch von den 
Tribünen, das der Präſident als völlig unerlaubt bezeichnet) 8 

Ein Schlußantrag ſt vom Abg. Zierenberg eingebracht. 

Zum Wort gemeldet ſind noch dagegen: Die Abgeordneten Virchow, 
Simſon, Groote, v. Bunſen, v. Bockum, v. Janiszewski; dafür: die Abge⸗ 
ordneten Dr. Löwe, Waldeck, Behrend, Duncker, Reichenſperger, Plaßmann, 
v. Unruh, v. Carlowitz, Bleibtreu, Laß witz, Lyskowski, Faucher, v. Forcken⸗ 
beck und Wachsmuth. ? ’ 

Der Schlußantrag, für den ſich auch ein großer Theil der Fortſchritts⸗ 
partei, der Fraktion Bockum⸗Dolffs erhebt, wird mit ſchwacher Majorität 
abgelehnt. Es folgt als Redner: 5 

Abg. Dr. Virchow: Auch er habe die Ueberzeugung, daß das Land die 
Abgeordneten und die Herren von der Miniſterbank kenne, und deshalb hätte 
er wohl gewünſcht, daß der Reſolution ein mehr energiſcher Ausdruck und den 
Meniſtern damit zugleich Gelegenheit gegeben worden wäre, an das Land zu 
appelliren und die gewünſchte Probe zu machen. In dieſem Sinne entſpreche 
auch keines der Amendements ganz der Sache. Wenn er auch keinen Antrag 
desfalls ſtellen wolle, fo glaube er ſich doch berechtigt, über die Convention zu 
ſprechen und die bisher bekannten Handlungen zu beurtheilen, wenn auch der 
Miniſterpräſident geſtern, gewiß zur größten Ueberraſchung des Landes, erklärt 
habe, daß die Annahme der Reſolution einen Mangel an Patriotismus zeigen 
würde, und ein der Partei des Herrn Minifterpräfidenten naheſtehendes Organ 
ſogar geſagt habe, man werde die Abgeordneten deshalb nächſtens als Landes: 
verräther bezeichnen müſſen. — Daraus, daß der Miniſterpräſident bei ferner 
geſtrigen lebhaſten Erwiderung ſeines (des Redners) Auftretens in der neulichen 
Debatte nicht gedacht, dürfe er wohl ſchließen, daß er ſich damals in den Gren⸗ 
zen thatſächlicher Bemerkungen gehalten habe. Er wolle das auch jetzt thun. 
Er habe damals bemerkt, daß es ihm ſchiene, als ob eine Richtung ſich geltend 
mache, die den Miniſterpräſidenten wider ſeinen Willen dränge. Der Abgeord⸗ 
nete Tweſten habe darauf hingewieſen, wie übel es ſei, wenn Jemand, der 
ſchieben ſolle, geſchoben werde. Er leſe ſo eben in der Köln. Zeitung an einer 
hervorragenden Stelle, anſcheinend aus einer Quelle, die nahe an Lord Pal⸗ 
merſton hinanxeiche, daß der ruſſiſche Botſchafter ſich beklagt habe darüber, daß 
man dem Andringen der preußiſchen Regierung nicht habe widerſtehen können, 
und daß es ſeiner Regierung angenehm ſein würde, wenn ſie aus dieſer Si⸗ 
tuation wieder heraus ſei. DR 

Wir wiſſen nicht, ob es dem Miniſterpräſidenten nicht auch angenehm 
ſein würde, wenn er aus dieſer Situation heraus wäre. Es würde dem⸗ 
ſelben zwar leicht möglich fein, auch hier wieder zu jagen, das ſeien ja lau⸗ 
ler Conjecturen Wenn man aber das Verfahren in der Provinz Poſen in's 
Auge faſſe, das allmähliche Ueberwiegen der Militärpartei, ſo könne 
man ſich der Anſicht nicht verſchließen, daß jetzt die allmägliche Um⸗ 
wandlung der Cabinetsregierung, wie der Abg. für Mansfeld ſie genannt 
habe, in die Militärreg., von der der Abg. für Berlin meine, ſtattſinde. 
Dann könne es bald dahin kommen, daß man nicht mehr die erforderliche 
Anzahl von Civilperſonen finde, ſondern, wie in Rußland Sitt, alle dis 
höheren Stellen der Verwaltung durch Generale befetze. (Heiterkeit) Das 
Abg.⸗Haus werde ſich durch jene unter ſolchen pe 20 gethane Aeußerung 
vom Miniſtertiſche nicht irre machen laſſen. Die Art, wie der Miniſter⸗ 
Präſident ſich als ſolcher in Staats «Angelegenheiten äußere, mache ihm 
(Redner) den Eindruck, als ob er ſich in einem Kreiſe von Studenten be⸗ 
finde. Der Vergleich z. B. von den Offizieren, die des Sonntags über die 
Grenze zum Beſuch kämen, erinnere gar ſehr an ſtudentiſches Leben und 
Kneipe Wenn er bier vielleicht wiederum zu ſehr als Profeſſor geſprochen, 
ſo wolle er beiläufig eine neuliche Anführung des Herrn Miniſters des 
Innern berichtigen; es ſäßen nur 5 Profeſſoren in dieſem Hauſe, von einem 
Einfluſſe der Profeſſorenpolitik könne hier nicht die Rede fein, (Sämmtliche 
Miniſter haben das Haus verlaſſen.) ER N 

Was berechtige denn die Herren am Miniſtertiſche, die Mitglieder dieſes 
Hauſes des Mangels an Patriotismus zu zeihen? Dieſe Anſchuldigung be⸗ 
weiſe nur die vollſtändige Iſolirung der Miniſter, deren Stellung ähnlich fei 
der eines fremden Eroberers. Die Vergewaltigung, die dert Lande bulch ſie 


N 
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geſdede. bedrohe auch mehr und mehr die zußern Berbältniffe, Wie weit fortwährender Störung der rechten Seite des Hauſes fein Manuſcript ent⸗ 


das eigenthümliche Interpretationsſyſtem des Miniſterpräſidenten ſich darauf 
ſchon erſtrecke, zeige die Erklärung des Miniſters des Innern in der letzten 
Sitzung. Jene vier Polen, ſage er, ſeien nicht „ausgeliefert“, ſondern „aus⸗ 
gewieſen“, und dafür berufe er ſich auf Art. 23 des Cartellvertrages vom 
3. Aug. 1857, worin jeder der beiden Staaten ſich verpflichtet, diejenigen 
ſeiner Unterthanen wieder zu übernehmen, welche über die Grenze gegangen 
ſind, worin alſo nicht die Verpflichtung, auszuweiſen, ſondern die Verpflich⸗ 
tung, die Ausgewieſenen zu übernehmen, betont ſei! Jene Interpretation 
des Miniſters widerſpreche auch der erſt jetzt wieder im amtlichen beuthener 
Kreisblatt vom 19. Febr. d. J. ſeitens des Landrathsamts veröffentlichten 
Inſtruktion des Oberpräſidenten der Provinz aus dem ann 1857, worin 
ausdrücklich verfügt ſei, daß die zur Ausweiſung beſtimmten polniſchen 
Flüchtlinge zunächſt aufzufordern ſeien, auf ihre eignen Koſten das Land zu 
verlaſſen, und wonach erſt, wenn fie dies nicht thun lönnten, das Ausliefe⸗ 
rungs verfahren einzuleiten „ s 
Und jene vier Polen ſeien nicht einmal von der zuſtändigen Civilbehörde 
verhaftet, ſondern von der Commandantur; ſie ſeien in ein Miltärgefängniß 
gebracht und in einer Weiſe ausgeliefert worden, die ſich von der Ausliefe⸗ 
rung nicht unterſcheide. Es ſei eine Interpretation, wie man fie bei Ausle: 
ung der Verfaſſung erlebt habe. Da indeſſen das hohe Miniſterium ver: 
chwunden ſei, jo könne er fi feine Bemerkungen gegen daſſelbe wohl ſparen, 
denn er dürfe doch nicht von der Vorausſetzung ausgehen, daß die ſo be⸗ 
ſchräntte Zeit der Herren Miniſter ihnen erlaube, die ſtenographiſchen Berichte 
8 leſen (Heiterkeit). Nur die eine Bemerkung möchte er nicht verloren gehen 
aſſen in Bezug auf eine Bemerk. des Min.⸗Präſidenten. Schon am 24. Sept. 
1849 habe derſelbe nämlich der 2. Kammer die Befürchtung ausgeſprochen, die 
Plätze hier eingenommen zu ſehen von Männern, die zu Hauſe nichts zu ver⸗ 
lieren hätten und hier ihre Stellung verbeſſern wollten. — Redner wendet 
ſich nunmehr gegen die Ausführungen des Abg. v. Vincke. Eine ähnliche 
Situation, wie die, welche ſich jetzt vorbereite, habe bereits auf dem Wiener 
Congreß ſtattgefunden. Auch damals beſtand ein Bündniß zwiſchen Frank⸗ 
reich, England und Oeſterreich einerſeits, zwiſchen Rußland und Preußen an⸗ 
dererſeits. Dieſes Bündniß ſei nicht ſegensreich für Preußen geweſen. 
Durch die Convention habe die Regierung die Frage allmählich zu einer 
europäiſchen Frage gemacht. Frankreichs friedliche Ermahnungen würden 
ſich ändern, mit den Aenderungen jenſeits des Kanals. Das Lager von 
Chalons werde in dieſem Jahre 2 Monate früher als gewöhnlich zuſammen⸗ 
ezogen, möglicherweiſe aus allgemeinen militäriſchen Rückſichten; man habe 
f aber gewöhnt, dergleichen Schritte des Beherrſchers von Frankreich als 
beſtimmte Warnungszeichen anſehen zu dürfen. — Die Haltung Oeſterreichs, 
das jede Verlegenheit Preußens zu benutzen pflege, ſei eine weit politiſchere. 
Dort begnüge man ſich mit einer Verſchärfung der Polizei, bei uns gehe 
man fo weit, Reiſende anzuhalten, von denen es zweifelhaft, mit welchen 
Dokumenten ſie verſehen ſeien. Er ſei der Meinung, daß gegen ſolche Akte 
die Landesvertretug Proteſt einlegen ſollte. Es werde aber für jetzt genü⸗ 
gen, daß auch dieſe Seite der Fragen auf dieſer Tribüne berührt werde. 


behren könne. 

Damit ſind die perſönlichen Bemerkungen beendet und es ſchließt die 
Sitzung gegen 4 Uhr. 

Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. 

[Proſeriptionsliſte.] Den Bürgermeifter-Aemtern und Polizei⸗ 
behörden iſt, wie die „Berg⸗Ztg.“ ſchreibt, eine Liſte von circa 20 Po⸗ 
len zugeſtellt, welche in die verſchiedenen Provinzen des preußiſchen 
Staates geſendet ſein ſollen zur Beförderung des polniſchen Aufſtandes. 
Sie ſollen, wo man ſie findet, verhaftet und dem Miniſter von Eulen⸗ 
burg davon ſofort Nachricht gegeben werden. 


Köln, 26. Februar. [Beſchlagnahme.] Die „K. Z.“ ſchreibt: 
„Die „Kölniſche Zeitung“ wurde geſtern mit Beſchlag belegt, zunächſt 
wegen eines Artikels Berlin, in welchem wir, auf die nach allen 
Nachrichten, auch der „Kreuzzeitung“, ſehr aufgeregte Stimmung in 
Berlin hinweiſend, die Regierung dringend und aus königstreuem Her⸗ 
zen baten, da es, zumal nach den neueſten Nachrichten über die ſchreck— 
liche Weiſe, wie die Ruſſen in Polen Krieg führen, zur Unmöglichkeit 
geworden ſei, die Convention mit Rußland auszuführen, doch die 
nöthigen Zugeſtändniſſe ſo bald wie möglich zu machen, ehe die War⸗ 
nungen des Auslandes ſich in Drohungen verwandelten. Der zweite 
Artikel, deſſentwegen die Beſchlagnahme erfolgte, war eine Abwehr 
gegen einen heftigen Angriff auf die „Kölniſche Zeitung“, die in einer 
Zuſchrift an die „Times“ beſchuldigt wird, energielos und ſchwach 
ſich zu zeigen. Wir dürfen ſagen, daß trotz aller Erfahrungen 
dieſe Beſchlagnahme uns einigermaßen überraſcht hat. Wegen un⸗ 
ſeres Raiſonnements können wir ſchwerlich mit Beſchlag belegt ſein, 
denn dieſes war in beiden Artikeln fo ruhig und loyal wie moglich. 
Es ſcheint daher wohl die Anführung von Thatſachen beanſtandet zu 
ſein, wie dies bei einem dritten unzuläſſig erklärten Artikel keinen Zwei⸗ 
fel leidet; denn dieſer führte blos eine Nachricht des feudalen wiener 
Blattes „Vaterland“ über Herrn v. Bismarck an. Namentlich dürften 
die Berichte über die in Berlin und in der Rheinproviaz herrſchende 
Stimmung zu ſtark befunden ſein. Unſerem patriotiſchen Sinne ſchien 
es gerade in dieſem ernſten Augenblicke, wo die königliche Regierung 
entſcheidende Entſchlüſſe faſſen muß, von größter Wichtigkeit zu ſein, 
daß fie über die im ganzen Lande herrſchende Stimmung unterrichtet 
ſei. Aber leider ſcheinen die Grenzen unſerer Preßfreiheit ſich immer 


Er habe neulich Sympathien ansgeſprochen, nicht für den Aufftand, ſon⸗ mehr zu verengern, und fo wird uns möglicherweiſe bald nichts übrig 


dern für die unglückliche Lage des Königreichs Polen, und die 
daß es wohl die Aufgabe des Miniſterpräſidenten hätte ſein können, durch 
milde Rathſchläge an die ruſſ. Regierung die gegenwärtigen Zuſtände zu 
verhindern. Damals habe der Miniſterpräſident die ſonderbare, von ihm 
ſelbſt nachher belachte Antwort gegeben, das könne leicht zur Reciprocität 
führen. Nun, von Rußland, denke er, habe doch Preußen ſolche Reciproci⸗ 
tät nicht zu fürchten. Nicht blos auf kleine Staaten ſeien derartige Inter⸗ 
ventionen zu beſchränken. Weshalb fürchte man ſich vor großen Staaten, 
da man ſich doch Kurheſſen und Dänemark gegenüber keinen Zwang ange⸗ 


Meinung, bleiben, als uns, wie vor zwölf Jahren, für eine Zeit lang jeder Be- 


ſprechung preußiſcher Angelegenheiten zu enthalten.“ (Daraus wird 
ſich das Miniſterium natürlich gar nichts machen, im Gegentheil, das 
iſt es ja, was gerade erwünſcht wird, was aber eben deshalb ein libe— 
rales Organ nie thun darf. D. Red. d. Bresl. 3.) 

Barmen, 25. Febr. [Mißtrauensvotum.] In der Bür⸗ 
gerſchaft eirculirt folgende Adreſſe: 
„An das Mitglied des Herrenhauſes für den Stadtkreis Barmen, Herrn 


than? — Deshalb ſei er gegen das Amendement des Abgeordneten für Gen- Beigeordneten Commerzienrath August Engels. 


thin, denn es weiſe nicht jede friedliche Einmiſchung zurück. Unter den vor⸗ 
liegenden Anträgen ſage ihm nur einer zu, der des Abg. v. Bockum⸗Dolffs. 


Auf Heine redactionelle Bemerkungen und Differenzen komme es in dieſem Bedauern in 


Augenblicke nicht an, ſondern gegenüber einer Regierung, wie die gegen⸗ 


wärtige, komme es darauf an, daß die Uebereinſtimmung im Haufe fo voll: | e 


ſtändig ſei wie möglich. Dieſes Amendement fei der Boden, auf dem das 
aus einig ſein könne, ſo einig, wie in jenen erſten Tagen unſerer parla⸗ 
mentariſchen Kriſis. 


denn unſer heutiges Votum iſt mehr als jemals ein Votum vor ganz 
Europa! (Lebhafter Beifall) Vom Abg. Andre iſt ein Antrag auf Ber: 
tagung der Debatte geſtellt; von verſchiedenen Seiten ſind Anträge auf 
Schluß eingegangen. Der Vicepräſident Behrend läßt zunachſt über die 
Vertagung abſtimmen, die Abſtimmung iſt zweifelhaft; der Präſident will 
zur Zählung ſchreiten. Von mehrern Seiten wird dagegen proteſtirt, und 
da von den Abgeordneten Simſon, Reichenſperger und Michaelis 
zuerſt eine Abſtimmung über den Schluß verlangt wird, fo autorifirt das 
Haus den Präſidenten, von der angefangenen aD abzugeben und 
zuerſt über den Schluß abzuſtimmen. Der Schluß der Debatte wird hierauf 
angenommen und demnächſt die Vertagung der Sitzung mit großer Majori⸗ 
tät beſchloſſen. — Es ſolzen mehrere perſönliche Bemerkungen. 

Abg. v. Unruh: Der Herr Miniſterpräſident habe geſagt, daß er (Red⸗ 
ner) unter dem l bhafteſten Beifall des Hauſes angedeutet habe, daß unter 
beſtimmten Umſtänden die Mittel zur Landesvertheidigung dem Könige ver: 
weigert werden würden; er habe ferner geſagt, daß dies eine Drohung ſei, 
welche das Land wehrlos mache. Zur Widerlegung dieſer Bemerkung ver⸗ 
weiſe er auf den ſteneogr. Bericht, wonach er gejagt habe, daß, wenn die 
preuß. Reg. ſich übereilt und muthwillig in auswärtige Verwickelungen ein⸗ 
laſſe, daß zu einer ſolchen Politik dieſem Miniſterium auch nicht ein Thaler 
bewilligt würde. Er habe alſo nicht die Erwartung ausgeſprochen, daß das Haus 
a die Mittel verweigern werde, wenn es ſich um einen Angriff auf Preu⸗ 

en handle, am allerwenigſten Seiner Majeftät dem Könige. Wenn der 
Miniſterpräſident ſich wieder mit der allerhöchſten Perſon Sr. Majeität des 
Königs identificire, jo wolle er nur bemerken, daß dies nicht aus Scheu vor 
der Verantwortung geſchehe; an dem Muthe des Hrn. Miniſterpräſidenten 
zweifle Niemand; aber es habe dies eine beſtimmte abiolutiftiiche Tendenz. 

Der Miniſterpräſident babe ferner geſogt, daß feine Name an die Steuer: 
verweigerung im Jahre 1848 erinnere. Er bedauere, daß die Unxuhe des 
Herden ihn geſtern nicht habe aussprechen laſſen. Wenn feine (Redners) 

ergangenheit kritiſirt werde, ſo finde er darin keine perſönliche Verletzung. 
ses habe dazu das Recht, und nehme er daſſelbe dem Herrn Miniſterprä⸗ 

dent gegenüber in Anſpruch. Er ſchätze es ſich zur Ehre, Präſident der 
preuß. Nationalverſammlung geweſen zu fein. (Bravo.) Er wolle ſich nicht 
zum Advokaten der Verſammlung machen, die Geſchichte werde darüber ur⸗ 
tbeilen, — Gleichwie der Miniſterpräſident, jo nehme auch er für ſich in 
Anſpruch, daß er und ſeine Freunde ſo gute Patrioten ſeien, wie irgend 
Einer im Hauſe. (Bravo.) ; r 

Abg. Wachsmuth tritt als früheres Mitglied der Nationalverſammlung 
den Worten des Abg. v. Unruh bei, 5 N 

Abg. Groote erklärt, daß er die Kantakſche Interpellation e 
Loyalität gegen eine Minorität, wie aus Sympathie für die polniſche Sache 
unterzeichnet habe. 8 des 

Abg. Waldeck: Der Abg. v. Vincke habe ſich mit den Aeußerungen des 
Miniſter⸗Präſidenten gegen ihn (Redner) iventificirt. Der Herr Miniſter⸗ 

räſident habe ihm als „einem Manne von 48“ Neigung zur Conſpiration 
zugeſchrieben. Er ſei kein neues Mitglied dieſer Verſammlung. Schon 11 
Jahren habe ihn das Vertrauen des Volkes zum Abgeordneten gewählt, 
die Partei des Miniſter⸗Präſidenten ſei die alte geblieben. Der Vorwurf 1 
Conſpfration fei ſchon damals gegen ihn „durch ein ſchändliches Bubenſtü 
erhoben worden. Die Lauterkeit der demokcatiſchen Partei ſei damals vor 
ott und aller Welt und vor Allem vor Gericht conſtatirt worden. Seine 
teden haben viele Anfechtungen erlitten. Er halte feine Aeußerungen über 
die Schergen des Abſolutismus und die Gendarmerie-Erehution auſtecht, er 
ei gewohnt, ſo zu ſprechen, wie ihm der Schnabel gewachſen, und nicht an⸗ 
dere Redner zu ſchulmeiſtern. 

Abg. v. Binde: Er bezeuge dem Abg. Waldeck, daß er ſowodl wie der 
Miniſterpräſident dieſelben geblieben ſeien. Uebrigens halte er Waldeck 

urchaus für einen edlen Patrioten und Ehrenmann und identificire ihn 
urchaus nicht mit allen verwerflichen Beſtrebungen der Demokratie. Dem 
Abg. v. Hennig erwidere er, daß er Stellen aus den Schriften anerkannter 
Hiſtoriter vorgeleſen habe, während der Abg. Becker feine eigene Rede vor 
geleſen habe, was der Geſchäftsordnung widerſpreche. Mit Schulze⸗Delitzſch 
tände er principiell auf demſelben Boden; er unterſcheide ſich von ihm nur 
inſofern, als dieſer ſich erſt wehren wolle, wenn die Gegner das Haus nieder: 
reißen, während er dies ſchon thue, wenn ſie die Vorbereitungen dazu treffen. 
Wenn ihm der Abg. Virchow Weilſchweifigkeit vorwerfe, jo wundere ihn 
das gerade von Hrn. Virchow; quis tulerit Gracchos de seditione quaerentes?! 
Abg. Kantak hält, den Abgeordneten Bonin und v. Vincke gegenüber, 
die Angaben feiner Interpellation aufrecht. 
Bind 0 v. Hennig (Straßburg) ftellt in Abrede, daß er dem Abg. von 

5 ie Legitimation beſtritten habe, über weſtpreußiſche Zuſtände zu 


ſprech 
Abg. Dr. Becker: Wenn v. Binde feine (des Redners) Notizen mit dem 
N optapbiichen Berichte ag würde er ſehen, daß er nicht 
gelefen habe. Er bedaure, daß er noch nicht fo geübt ſei, daß er unter 


Geehrter Herr! 

Wir unterzeichnete Bürger aus Barmen ſprechen Ihnen unſer ernſtes 
ezug auf die Zuſtimmung zur Herrenhaus⸗Adreſſe aus. 
Wir-Alle ſtehen feſt zu unſerm, die Verfaſſung jo würdig währenden und 
muthig vertheidigenden Abgeordnelenhauſe, und haben nicht vergeſſen, 
daß das Herrenhaus durch feinen bekannten früheren verfaſſungswidrigen 
Beſchluß unſern beklagenswerthen inneren Conflict noch geſchärft hat. 

Es iſt uns nicht fremd, daß Ihre Präſentation zum Herrenhauſe ohne 


Nehmen Sie dieſes Amendement möglichst einftimmig an, meine Herren | Mandat geſchehen, doch haben wir, als ſelbſtverſtändlich, von dem Verlreter 


unſerer Stadt, und des gewerbthätigen Bürgerthums, in der Adreßdebatte 
des Herrenhauſes ein Wort der Anerkennung des Rechts unſerer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Volksvertretung erwartet. . 

Ihr ehrenwerther Privatcharakter, Ihre der Stadt während einer fo lan⸗ 
gen Reihe von eb ſo unermüdlich geleiſteten Dienſte dürfen uns nicht 
zurückhalten, unſerer Ueberzeugung Ausdruck zu geben.“ 

b Italien. N 

Mailand, 23. Febr. [Polenmeeting.] Heute von 12 bis 
2 Uhr wurde die Verſammlung zu Gunſten Polens gehalten. Sieben 
Redner haben das Wort ergriffen, haben ſich aber in ihren Reden 
auf ſtreng geſetzlichem Boden gehalten. Die Anweſenden haben ein— 
fimmig den Wunſch ausgeſprochen, Polen ſiegreich zu ſehen, und nach⸗ 
dem man dieſen Beweis der Theilnahme gegeben, überließ man es dem 
Gutachten der Commiſſion, ob eine Sammlung zu veranſtalten ſei. 
Der Präſident Ferrari hat darauf die Reden reſumirt und die Sitzung 
um 2 Uhr aufgehoben. Die bei der Verſammlung anweſende Menge 
kann auf etwa tauſend geſchätzt werden; man hat den Rednern häufig 
Beifall geklatſcht; die vollkommenſte Ordnung herrſchte von Anfang bes 


zu Ende. 
Frankreich. 

Paris, 25. Febr. [Tagesbericht.] Der „Moniteur“ nimmt 
heute zu Protokoll, daß nicht nur die engliſche Preſſe „mit äußerſter 
Lebhaftigkeit“ die Maßnahmen der preußiſchen Regierung gegen Polen 
zu beſprechen fortfahre, ſondern auch die wiener Blätter ihre Kritik der 
preußiſch-ruſſiſchen Militär⸗Convention nicht ſparen, indem fie auf Oeſter⸗ 
reichs ganz entgegengeſetzte Haltung hinweiſen. Die Nachrichten aus 
Polen ſelbſt, ſagt das amtliche Blatt, bekunden fort und ſort die Hart⸗ 
näckigkeit des Kampfes. — Oer preußiſche Geſandte, Graf v. d. Goltz, 
hat geſtern eine lange Audienz beim Kaiſer gehabt. Es wird verſichert, 
daß die amtliche Uebergabe des Textes der Convention vom 8. Februar 
geſtern erfolgt ſei. — Mehrere Studenten der medieiniſchen Schule 
nd nach Polen abgereiſt, um als Aerzte ſich den Inſurgen⸗ 
ten anzuſchließen. Der Bruder des Generals Langiewiez war 
in Paris und iſt ſoeben nach London abgereiſt. — Ver Fürſt Met⸗ 
ternich begleitete geſtern allein den Kaiſer auf die Jagd. — General 
Forey hat in einer Proclamation erklärt, der franzoͤſiſche Militär: 
Codex werde fürderhin auf die Mexicaner angewandt, was ſehr für die 
Verſtockheit dieſer letzteren ſpricht. — Einem mexicaniſchen Kaufmanne 
bat man eröffnet, er könne um die Conceſſton für einige Silberberg⸗ 
werke einkommen, ſobald die Regierung Juarez' geſtürzt ſei. Man 
ſcheint ſich alſo vollkommen wie zu Hauſe zu betrachten. — Die heu⸗ 
tige Börſe iſt bedeutend in die Höhe gegangen und hat das ganze 
Terrain wieder erobert, das ſie geſtern verloren hatte. In hieſigen 
diplomatiſchen Kreiſen circulirt die Verſion, daß das ſtockholmer Cabinet 
in Paris und London den Antrag gemacht habe, ſich allfälligen Schritten 
dieſer Mächte zu Gunſten Polens anzuſchließen. Ohne daß dieſe Verfion bis 
her verbürgt wäre, gewinnt ſie doch nach den im ſchwediſchen Reichstage 
ſtattgefundenen polenfreundlichen Discuſſionen immerhin einigen Anſpruch 
auf Wahrſcheinlichkeit. 

Paris, 25. Febr. [Eine vierte Stimme.] Vorgeſtern ſpra⸗ 
chen wir die Anſicht aus, daß der preußiſchen Regierung die Ehre 
verbiete, fortan ihr Eigenlob im „Journ. des Deb.“ zu fingen, nad: 
dem daſſelbe Blatt aus Anlaß der Militärconvention die heftigſten 
Beleidigungen gegen Preußen geſchleudert hat. Die Begriffe über Ehre 
müſſen aber bei der preuß. Regierung anders ſein, als bei den übrigen 
Menſchen; denn heute bringt das „Journ. des Deb.“ abermals einen 
Artikel des Herrn Dr. Bamberger, koͤniglich preußiſchen officiöſen 
Journaliſten. Der betreffende Artikel giebt nach Mittheilungen aus 
Berlin vom 21. d. M. Aufſchlüſſe über Das, was füngſt zwiſchen 
Preußen und Rußland verhandelt worden und fügt hinzu, daß es den 
genauen Gegenſtand der Feſiſetzungen mit Gewißheit anzugeben im 
Stande if, „Es ſcheint nicht“, ſagt der Bericht, „daß die beiden 
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Hofe eine eigentliche Convention, noch weniger einen Vertrag geſchloſ⸗ 


ſen haben und es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß man ſich auf einen 
Noten⸗Austauſch beſchränkt habe, worin drei Feſtſetzungen enthalten, 
die man für die Sicherung der Grenzen nothwendig erachtet 
und als einfache Ausführungsmaßregeln der zwiſchen 
Staaten immer beſtandenen Verträge darſtellt. 
Feſtſetzungen bezieht ſich auf die an der ruſſiſch⸗polniſchen Grenze 
beſtehenden Zoll⸗Kaſſen, von denen eine durch Inſurgen⸗ 
tenbanden fortgeführt worden. Fortan ſollen dieſe Kaſſen, im Nolh⸗ 
falle, auf preußiſches Gebiet gebracht werden, wo ſie, der Annahme 
zufolge, von den Inſurgenten nicht geſucht werden. Die zweite Feſt⸗ 
ſetzung iſt eine Folge der erſten, ſie geſtattet den ruſſiſchen Zollwachen, 


die ihrer Hut anvertrauten Kaſſen auf preußiſches Gebiet zu begleiten 
Derſelbe Schutz wird den 


und dort eine Zuflucht zu ſuchen. 
ruſſiſchen Militärabtheilungen, Koſaken oder anderen, 
bewilligt, welche auf einigen bedrohteren Grenzpunkten den Zoll⸗ 
beamten zur Vertheidigung der Kaſſen beigegeben find. Die dritte 
Feſtſetzung geſtattet den, Inſurgentenbanden verfolgenden Ruſſen, 


ihre Verfolgung jenſeits der Grenze, auf preußiſchem 


Gebiete fortzufegen, bis daß preußiſche Behörden oder Trup⸗ 
pen im Stande find, dieſe Banden zu bewältigen und zu ent⸗ 
waffnen. Sobald die ruſſiſchen Truppen den Preußen gegen⸗ 


über ſind, müſſen ſie Halt machen und auf ruſſiſches Gebiet zurück⸗ 


kehren.“ Weiter heißt es: „Es wird förmlich geleugnet, daß die ruf: 
ſiſche Regierung die Benutzung preußiſcher Eiſenbahnen irgendwie be⸗ 
gehrt habe, die preußiſche Regierung hätte alſo hier nichts zu bewilli⸗ 
gen oder zu verweigern .... Die alten Verträge geſtatten übrigens 
viele, ſeit langer Zeit in Paris und London für übertrieben erachtete 
Dinge, und man würde in ſeltſame Irrthümer verfallen, wollte man 
das, durch jene Verträge zwiſchen Preußen und Rußland geſchaffene 
internationale Recht nach den heut allgemein von den anderen euro⸗ 
päiſchen Nationen zugelaſſenen Grundſätzen beurtheilen. Wie dem auch 
ſei: dieſe Verträge beſtehen und find verpflichtend.“ 
Grof brit an nien. 

[Prinz Alfred.] Ein geſtern Abend eingetroffenes Telegramm des 
Gouverneurs von Malta berichtet zwar, daß Prinz Alfred wieder eine 
ruhige Nacht gehabt habe und ſein Befinden günſtig ſei; man hegt jevoch 
im Publikum die Befürchtung, daß der Zuſtand des Prinzen ein viel ge⸗ 
fährlicherer ſei, als officiell angegeben. Mehrremale iſt ſchon das Gerücht 
von ſeinem Tode aufgetreten und geſtern Abend herrſchte auch im Parla⸗ 


mente eine ängſtliche Erwartung, die Beſtätigung dieſer Trauerkunde werde 
jeden Augenblick erfolgen. 


Nuß lan d. 
Unruhen in Polen. 

0 15 [Bildung neuer Inſurgentencorps; Sieg derſel⸗ 

en. 
aus Warſchau vom 22. d. M. die Nachricht, daß im nördlichen 
Theile des lubelskiſchen Gouvernements ſich zwei neue Inſurgenten⸗ 
corps gebildet haben, das eine unter Anführung eines Geiſtlichen, Na: 
mens Bohdanowiez, das andere unter Anführung eines Ryd⸗ 
zewski, deſſen Stand nicht weiter bezeichnet wird. Dieſe beiden 
Corps haben ſich mit dem dritten ſchon beſtehenden und bei Dubienka 


kampirenden vereinigt und mit ihm gemeinſchaftlich ſich nach dem Bug 


begeben. Auch in Podlachien ſoll ſich nach den Schlachten bei 


Wengrow und Siemiatyeze die Revolution ſo weit erholt haben, 


daß ein Treffen bei Biala pod laska günſtig für die Polen ausge⸗ 
fallen fein fol. Von dem Mielenckiſchen Corps in Kujawien heißt 
es, daß es mehrere Scharmützel mit den Ruſſen mit Vortheil beſtan⸗ 
den hat. Auch Jezieranski, deſſen bereits vor einigen Tagen er⸗ 


wähnt wurde, und von dem man doch nichts Genaueres anzugeben 


wußte, als daß auch er im Radomſchen mit 1500 Polen agire, ſoll 
mehrere kleinere ruſſiſche Detachements unſchädlich gemacht haben. 


Ueber das für die Polen ſiegreiche Treffen bei Jendrzejo w 


enthält der „Czas“ vom 27. d. M. ſchon nähere Nachrichten. Es 
beſtätigt ſich im Ganzen die Niederlage der Ruſſen, (wie ſich die 
Leſer erinnern werden, war es eine Abtheilung von 500 Mann, welche 
die Rekruten und die in Miechow Gefangenen escortirte), als Ort des 
Treffens wird jedoch nicht Jendrzejow, ſondern Chenciny bezeichnet. 
Die ruſſiſche Infanterie wurde theils vernichtet, theils 
gefangen genommen; zwei Kanonen, welche die Ruſſen 
hatten, fielen in die Hände der” Snfürgenten. Nur ein Deta⸗ 
chement Dragoner war im Stande, ſich durch Flucht zu retten, 
denn General Langiewiez (wie wir ſchon geſtern mitgetheilt haben, 
war es ſein Corps, welches dieſes Treffen beſtand) beſaß kaum ſo viel 
Kavallerie, als zum Dienſt im Lager vothwendig war. Dies Treffen 
ſoll am 24. d. M. ſtattgefunden haben. „Czas“ giebt ſich mit den 
bis jetzt darüber eingelaufenen Botſchaften nicht zufrieden und erwartet 
noch immer beſtimmtere. 5 . 


Amerika. 


New⸗Nork, 11. Februar. [Unmenſchlichkeiten der Süd⸗ 


lichen.] Man erfährt aus einem nordkaroliniſchen Blatte, daß in 
dem politiſchen Gefängniſſe zu Salisbury nicht weniger als 300 „Ver⸗ 
räther“ (unioniſtiſch geſinnte Bürger) liegen, von denen nicht mehr als 
ein einziger ſich bereit erklärt habe, der (Rebellen) Regierung Treue 
zu ſchwören. Der richmonder „Dispatch“ meldet, daß am 23. Jan. 
in Oſt⸗Tenneſſee eine 70 Mann ſtarke Schaar von „Tories“ (Unio⸗ 
niſten) durch ein Detachement Soldaten geſprengt, daß dabei eine An⸗ 
zahl der Unioniſten verwundet, gefangen und augenblicklich aufs 
gehängt worden ſei. Die richmonder Zeitungen vom 6. Februar 
zeigen unter ihren kleingedruckten Lokalnotizen an, daß in dieſen Tagen 
wieder 3 Hinrichtungen politiſcher Verbrecher ſtattfinden werden, und 
ein Blatt fügt dazu die kurze Bemerkung: „Dieſe Art von Hin⸗ 
richtungen wird jetzt fo häufig, daß fie nicht die geringſte 
Aufmerkſamkeit mehr erregt.“ 


— cn 
Breslau, 28. Februar. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurde: Teichſtraße 
Nr. 2b ein ſchwarzbrauner 


Verloren wurden: b g 
and Weiß aus Brieg lautend; ein Geſindedienſt⸗ 
kbeiter⸗Wittwe Thereſia Gierſchner, geb. Kattner, 


N in techniſcher Beziehun 
m 

vereins, den Mitgliedern in würdiger Vollendung zuzuſtellen, hat den Unter⸗ 
nehmer, Herrn 2oelliot in Berlin, der auch das letzte Vereinsblatt, „Rath⸗ 


beiden 
Die erſte dieſer 


N 
rere 


Der „Czas“ vom 26. d. M. bringt in einer Correſpondenz 


haus von Breslau,“ im jo zufriedenſtellender Weiſe gefertigt veranlaßt 


vid c e . | 
und ein ſelbſt Herrn Profeſſor Camphauſen zufriedenſtellendes Werk geſchaf⸗ 
fen war. Der Probedruck iſt nun eingetroffen“) und wir fordern nicht nur 


die Mitglieder des ſchleſiſchen Kunſtvereins, ſondern das geſammte kunſtſinnige 
ublitum auf 
drucks. N £ 
tails dem Original treu wiedergegeben find, machen wir auf die Mittelpartie, 
Blücher, York und zerthei⸗ 
lenden Nebel des Neujahrmorgens, verbunden mit der hereinbrechenden Son⸗ 
nenbeleuchtung, geben dem Bilde einen ſo zarten duftigen Ton, der gerade 
in dieſer Reproduction fo ſchwierig herzuſtellen iſt. — Wohl kein deutſcher 
Kunſtverein hat bisher ſeinen Mitgliedern ein ähnliches Vereinsblatt geliefert. 
Möge uns der Wunſch geſtattet fein, daß die in etwa 15 Jahren von 1100 
af 1500 geſtiegene Mitgliederzahl den ſchleſiſchen Kunſtverein durch neuen 
ahlreichen Zutritt in den Stand ſetze, Weiteres und Größeres im Intereſſe 
er Kunſt zu wirken. Der Druck des Blattes wird in möglichſt kurzer Zeit 
erfolgen und 14 in den nächſten 8 Wochen ſämmtliche Mitglieder in 
Beſiß deſſelben ſein. Nochmals rühmend ſind die verſchiedenen Innungen 
(Maurer-, Zimmer⸗, Bäcker⸗, Kretſchmer⸗, Seiler⸗Innung) meiſtens mit 5 Actien 
als zugetretene Mitglieder hervorzuheben. Möge dies für die Kunſt bekundete 
rege Intereſſe unſeres Handwerkerſtandes ein Beiſpiel für andere hieſige 
prationen ſein. 
ei dieſer Gelegenheit können wir nicht unterlaſſen, ſowohl die Mitglieder 
des ſchleſiſchen Kunſtvereins, wie auch alle Beförderer und Beſchützer der 
Kunſt auf die „Verbindung für hiſtoriſche Kunſt“ aufmerkſam zu 
machen. Dieſe Verbindung, aus faſt ſämmtlichen Kunſtvereinen Deutſchlands, 
deſſen kunſtſinnigen Potentaten und einzelnen hervorragenden Kunſtmäcenen 
beſtehend, hat es ſich zur Aufgabe geſtellt, namentlich die hiſtoriſche Kunſt zu 
pflegen und fördern zu helfen, ſei es durch Ankauf der vorzüglichſten Erſchei⸗ 
nungen von Meiſterwerken berühmter Künſtler oder durch Beſtellungen nach 
vorher eingegangenen Skizzen an dieſelben. Unter dieſen Künſtlern ſpielen 
namentlich die Breslauer eine hervorragende Rolle. Profeſſor Mentzel 
ms des Großen Begegnung mit Kaiſer Joſeph in Neiſſe), Profeſſor 
i (der Kaiſerſarg) und Julius Scholz (das Gaſtmahl der 
Generäle Wallenſteins). In Rückſicht des großen Erfolges, den namentlich 
das letzte Bild in ganz Deutſchland erzielt, find der „Verbindung“ außer 
Köln mit mehreren Aktien noch andere Städte als Mitglieder beigetreten; 
edenfalls wird auch Breslau die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, durch 
etheiligung ſeitens der Commune einen Akt der Dankbarkeit gegen die Ver⸗ 
bindung auszuüben und auf dieſem vielleicht einzigen Wege den ſchleſiſchen 
hiſtoriſchen Künſtlern Unterſtützung und weitere Exfolge zu verihaffen. 
9) Bei dem Schatzmeiſter des ſchleſiſchen Kunſtvereins, Herrn Karſch, 
Ohlauerſtraße, ausgeſtellt. 


XI.. Tarnowitz, 26. Febr. [Verſchönerung,] Unſere Stadt hat ſeit 
einigen Tagen wieder eine bedeutende Verſchönerung erfahren.“ Der Herr 
Pfarrer Wawretzko bat nämlich im vergangenen Jahre zu Ehren des 
verewigten Staatsminiſters v. Stein ein Denkmal errichten laſſen. Da 
\ daſſelbe jedoch feiner Unanſehnlichkeit wegen nicht zweckentſprechend war, jo 
| wurde es entfernt und am 25. d. Mts. an deſſen Stelle ein ſchoͤnes pracht⸗ 
5 volles errichtet, ſo daß wir dem Herrn Pfarrer Wawretzko, der nicht nur 
unermüdet für die Verſchönerung der Stadt ſelbſt ſorgt, ſondern auch für 
die arme Bevölkerung derſelben ein ſteter Wohlthäter iſt, wieder eine neue 
Zierde mehr verdanken. 


2 (Notizen aus der Provinz.) Görlitz. Die biefige „Niederſchl. 
Zeitung“ meldet: „daß vor der Hand von einem Ausmarſch hieſi⸗ 
ger Truppen nicht mehr die Rede ſei.“ — 
N + Bunzlau. Am 21. d. M. wurden wir mit der Aufführung des 
Sommer“ und des „Winter“ aus Haydns „Jahre 1 n“ erfreut. Die 
Aufführung war eine ſehr gelungene. Sämmtliche Mitwirkende boten das 
Moglichſte auf, um der umſichtigen Leitung des Dirigenten Ehre zu machen, 
5 und wenn die Soliſten der ehrendſten Erwähnung verdienen, ſo iſt dies nicht 
IE, minder der Fall bei den gut einſtudirten effektvollen, ſauber und korrekt aus: 
geführten impoſanten Chören, ſo daß wohl nur wenige Zuhörer unbefriedigt 
geblieben ſein dürften. Möchte es dem Dirigenten Hrn. Knauer recht bald 
gefallen, uns mit Aufführung auch der beiden andern Abtheilungen zu erfreuen, 
Gbrlitz. Der hieſige „Anzeiger“ findet ſich veranlaßt, zu erklären: 
„daß weder von der hieſigen Polizei⸗Verwaltung, noch vom hieſigen Lönigl, 
Candraths⸗Amte ein amtlicher Bericht über die Zuſtände in Görlitz an das 
Miniſterium abgegeben worden iſt. Die uns gemachten Angaben bezogen 
ſich weder auf die Berichte der einen, noch auf die des andern.“ 
- # Glogau. Der „Niederſchl. Anz.“ meldet: Das in Frauſtadt gar⸗ 
niſonirende Bataillon des Füſilier⸗Regim. Nr. 38 iſt am 25. d. Mis. nach 
Schildberg abmarſchirt. Ob auch die biefigen beiden Bataillone des genann⸗ 
ten Regiments uns verlaſſen werden, iſt noch nicht beſtimmt. 


Poſen, 24. Februar. [Recherche in Kurnik.] Am Sonnabend fand 
ſich der Landrath Funk aus Schrimm mit entſprechender Bedeckung bei 
dem Propſt in Kurnik (einer circa drei Meilen von Poſen belegenen, dem 
Abgeordneten Grafen Dzialynski gehörigen Stadt) ein und überraſchte den⸗ 
ſelben mit der Mittheilung, ſofort die Kirche einer genauen Durchſuchung 
unterwerfen zu müſſen. Es ſtellte ſich bei der übrigens fruchtlos ausgefalle⸗ 
nen Revifion heraus, daß der Denunciant mit einigen, in den Kellerräu⸗ 
men der Kirche befindlichen alten marmornen Altarſtützen, welche außer 
Gebrauch geſetzt ſind und nur noch verrathen, daß ſie früher einmal eine 


Gneiſenau, ganz beſonders aufmerkſam. Die ſich 
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Seäulenform gehabt haben, — die vom Landrath geſuchten Kanonen 
un 
gemeint hat. (Königsb. 3.) 
I: Grab an der Prosna, 21. Febr. [Verhaftung] Der „Dziennik 
2 zn.“ erzählt: Heute kamen 2 Kompagnien preußiſcher Infanterie und ein 
nen von Zerkow nach Ro bakow, wo ſich eine preußiſche Zollkam⸗ 


mer befindet. Nachdem dieſe Truppen die Brücke vor Robakow, ſowie die 

Brücke über die Prosna bei Czolnochow, wo ſich eine ruſſiſche Zollkammer 

5 befindet, beſetzt hatten, gelang es ihnen, ng Perſonen abzufangen, die nach 

5 dem Königreich Polen hinüberwollten. Es waren die Herren Koszucki aus 

I Magnufzewice. In Folge ſofortiger Durchſuchung ihres Gepäcks Kb man 

k 10 Bon nelgetoehen, einige Revolver und Munition. Beide wurden verhaftet, 

| ihre Effekten in Beſchlag genommen und nach Pleſchen gebracht. Darauf 
wurde von dieſer Truppe die Reviſion der Grenze fortgeſetzt. (Poſ. Z.) 


+ Schlefiens Steinkohlen⸗Induſtrie. 

An vielen Punkten ſind Schritte zur a der Steinkohlen⸗Induſtrie 
in letzter Zeit gethan. Es bleibe dahingeſtellt, ob dieſe Schritte alle beab⸗ 
ſichtigten Zwecke erreichen oder doch ſo ſchnell erreichen werden, als es im 
l der Allgemeinheit zu wünſchen. Jedenfalls iſt das bisher durch 

gitation für mäßige Bahntarife auf dieſem Gebiete Erlangte rühmend 


| Trupp 
0 


1 anzuerkennen. \ 
8 Für die oberſchleſiſche Steinkohle gelangt mit 1. März 1863 der fo 
1 lange angeſtrebte Einpfennigtarif für die Centnermeile, ohne jeden Zuſchlag, 
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Folge nicht 175 Acht bleiben, da 
n 


5 Credit⸗Aktien — 


nicht eher abzuliefern, bis jede Schwierigkeit aberwunden, den für die Tonne wirklich zur Erhebung gelangenden Tariſſatz zu verſchleiern. 


Es wird daher angemeſſen ſein, ſtatt des Centners die Tonne auf die Fahne 
der Agitation zu ſetzen. 
Für die Abſatzmärkte iſt das rheiniſch⸗ weſtfäliſche Kohlenbecken bekannt⸗ 


Urtheil abzugeben über die Vorzüglichkeit dieſes Oelfarben⸗ ( ; ; 8 hr ; inkohlen⸗ 
Abgeſehen von der Vordergruppe, bei welcher auch die kleinſten Der r als das ſchleſiſche; die öſtlichſte Steinkoh 


er Bahn iſt nur fünfunddreißig Bahnmeilen von 
Bremen entfernt, und Waſſerverbindungen ſind außerdem vorbanden; trotz⸗ 
dem iſt man bemüht, vornämlich der Montan⸗Induſtrie durch den Kanalbau 
vom Rhein bis zur Elbe noch anderweite neue Abſatzgebiete zu eröffnen. 


Von welchem Einfluſſe die Tarifermäßigung auf der nordweſt⸗deutſchen Bahn: b 


aruppe bereits geweſen, davon legt der Nn des amtlichen öſterreichiſchen 
Konſularberichts „Ueber Bremens wirthſchaftliche Verhältniſſe im Jahre 1861“ 
Zeugniß ab, in welchem folgende Bemerkung die größte Beachtung verdient. 
„Keine Frachtermäßigung iſt von ſo hoher Bedeutung geweſen, wie die im 
Jahre 1861 erfolgte We des Frachttarifs für Steinkohlen und Koks. 
Dieſe Maßregel hat der deulſchen Kohle in Bremen immer mehr Eingang 
verſchafft und man hat ſogar ſchon angefangen, Sendungen nach Kuba, 
Braſilien und Honolulu zu machen, auf welchen Märkten die deutſche Kohle 
theilweiſe ſchon mit der engliſchen konkurrirt hat. Obne Zweifel wird der 
deutſchen Kohlenproduktion ein noch unabſehbares Abſatzgebiet eröffnet wer⸗ 
den, wenn es durch Erlaß des Expeditionszuſchlages ermöglicht werden kann, 
die deutſchen Kohlen, deren Preis auf den beimifchen Zechen dem engliſchen 
Grubenpreiſe gleichkommt, eben fo billig mittelſt der Bahn nach Bremerha⸗ 
ven zu befördern, wie jte zu Schiff von England bezogen werden kann. Be⸗ 
kanntlich iſt der Mangel an Ausfracht eine Hauptbeſchaffenheit des deutſchen 
Schifffahrtsverkebrs. Viele bremiſche Rheder ſehen ſich genöthigt, um ihre 
Schiffe nicht in Ballaſt nach transatlantiſchen Plätzen zu ſenden, ſie vorher 
in England mit Kohlen zu beladen. Könnten nun dieſe ſehr hohen Koſten 
des Anlaufens eines engliſchen Hafens und der Befrachtung in England 
vermieden werden, und ſchon von Deutſchland aus die Befrachtung mit Koh⸗ 
len erſetzen, jo würden der Kohlenproduklion, ſowie den Eiſenbahnen und der 
Rhederei Deutſchlands bisher ganz ungeahnte Vortheile erwachſen und dem 
ganzen Seeverkehre Deutſchlands in vielen Beziehungen eine neue Wendung 
gegeben werden. Mit Recht verfolgt man daher auch in Bremen die Be⸗ 
mühungen zur Herſtellung eines Rhein⸗Weſerkanals, welcher die reichen Koh⸗ 
lengruben Weſtfalens berühren ſoll, mit dem größten Intereſſe.“ 

Freilich würde zu ſolchem Zwecke der Verſchiffung nach überſeeiſchen Län 
dern von Stettin aus für Schleſien keine Gelegenheit ſein, wenn wir fü 
unſere oderſchleſiſche Steinkohle auch den Einpfennig⸗Tarif haben werden 
da dann immer noch die Fracht, welche von weſtfäliſchen Gruben aus nach 
Bremen ſich auf 12 Sar. ſtellt, von Kattowitz nach Stettin ſich nicht unter 
24 Sgr. ſtellen würde. Da aber von Stettin aus, eine Verſendung von Stein⸗ 
kohlen nach unſeren eigenen preuß. Häfen und weiterhin ermöglicht wird, eben 
ſo ein Verbrauch unſerer oberſchleſ. Steinkohlen für die Fabriken in Pommern 
und Preußen, fo eröffnen fi jebenfalls auch darin die günſtigſten Ausſichten 
für die ſchleſiſche Koblen⸗Induſtrie, wenn erſt die Verſchiffung auf der Oder 
ermöglicht iſt. Allererſt iſt hierzu die Führung eines Schienenſtran⸗ 
ges zur Oder unterhalb Breslau's ein nicht zu beſeitigendes Er⸗ 
forderniß, welchem zu entſprechen, die Eiſenbahnen in ihrem elgenen In⸗ 
tereſſe um ſo mehr berufen erſcheinen, als die Steinkohlen⸗Speiſung der von 
der Breslau⸗Poſener und deren Anſchlußbahnen berührten Landestheile auf 
dem Bahnwege, bei den dort geltenden geringen Preiſen anderer Brenn⸗ 
materialien, in den nächſten Jahren kaum zu gewärtigen ſtehen dürfte. An 
die Ausführung dieſer Anlage würde ohne Aufſchub zu geben fein, da ohne 
dieſe Herſtellung es untbunlich wäre, einen Anfang mit der hier befürwor⸗ 
teten Ausdehnung des oberſchleſiſchen Steinkohlengeſchäfts zu machen. An: 
gedeutet ſei ſchließlich, daß die Ausſührbarkeit dieſes Geſchäftsbetriebs an 
Wahrſcheinlichkeit noch dadurch gewänne, wenn der Stückkohle auch die billi⸗ 
gere Nuke und Kleinkohle als Gegenſtand der Verſendung 1 — 
Daß die Regulirung des Waſſerweges oberhalb Breslau nicht in die 
Grenzen dieſer Betrachtung gezogen ward, wird nach Lage dieſer Angelegen⸗ 
heit wohl nicht befremden können. 

** (Steinkohle) Wir haben kürzlich Erwähnung gethan, welcher be⸗ 
deutend vergrößerte Abſatz ſich für die weſtfäliſchen Kohlenzechen 
nach dem Norden und der See eröffnet hat, und wie es ihnen beſonders 
durch den Pfennigtarif geglückt iſt, dort mit der engliſchen Kohle in Con⸗ 
eurrenz zu treten. Heute erfahren wir, daß auch die ſtädtiſche Gasanſtalt 
in Berlin, welche jäbrlich faſt eine Million Scheffel Steinkohlen confumirt, 
einen Theil ihres Bedarfes Weſtfalen zuwendet, während fie bisher nur 
mit engliſcher Kohle gearbeitet. Freilich werden daran nicht alle weſtfäli⸗ 


ſchen Gruben Theil nehmen können, da nicht alle gute Gas kohlen liefern, 


indeß find wir überzeugt, daß auch Oberſchleſien und beſonders Wal: 
denburg an Qualität für dieſen Bedarf nicht binter einzelnen weſtfäli⸗ 
ſchen Gaskohlen zuritditeben und die Concurrenz mit dieſen und den engli⸗ 
ſchen auch auf dem berliner Markte aufſuchen werde. 


[Das Schnellpokeln des Fleiſches im Kleinen.] Man nimmt, 
wie Hr. Dr. Runge, Profeſſor der Gewerbskunde in Oranienburg, angiebt, 
auf 16 Loth Kochſalz 24 Loth Salpeter und 1 Loth Zucker und wälzt, eben: 
ſo wie es auch ſchon früher die Hausfrauen thaten, das Stück Fleiſch ſo 
darin, daß alle Seiten deſſelben ihr gehöriges Salz bekommen. Darau 
hüllt man daſſelbe in ein Stück vorher gut gebrüheter, aber wieder getrod: 
neter Leinwand feſt ein und legt es in einen Porzellan- oder andern Napf 
und oben darauf einen möglichit dicht ſchließenden Teller. Dieſe Leinwand⸗ 
hülle it das Weſentliche beim Schnellpökeln im kleinen Maßſtab, was, wie 
Hr. Prof. Runge meint, nicht allen Hausfrauen bekannt ſein wird. Man 
kann nach 12 Stunden ſchon die Wirkung ſehen. Hat man nämlich das 
Fleiſchſtück mit dem Salzgemenge ohne Leinwandhülle in den Napf gelegt, 
jo findet man den großten Theil des Salzes zu Lacke zerfloſſen am Boden 
deſſelben. Sonach kann es keine Wirkung mehr auf den Theil des Fleiſches 
äußern, der daraus hervorragt. Bei der Leinwandumhüllung iſt dem nicht 
fo; hier finden wir gar keine Lade in den erſten 10 Stunden, dafür iſt fie 
ſelbſt aber durch und durch mit den aufgelöſten Salztheilen getränkt und 
giebt nun, da ihre Berührung mit dem Fleiſch fortdauert, jo viel Salz an 
daſſelbe ab, als es dafür Feuchtigkeit von ihm erhält. Später, nach etwa 
16 Stunden, findet man unten etwas Lacke; nun iſt es Zeit, das Fleiſch 
mit ſeiner Hulle umzukebren und dies täglich einmal zu wiederholen. 

Ein ſo behandeltes Stück von 6 Pfund wurde ſchon nach 6 Tagen aus 
feiner ſalzigen Umhüllung genommen. Es hatte nur 10 Loth an Gewicht 
verloren; denn die wenige freie Lacke betrug mit der, welche die Leinwand 
aufgenommen hatte, nur 27 Loth. Das Fleiſch wurde nun in bloßem Waſ⸗ 
ſer gekocht und zeigte ſich wohlſchmeckend und hinreichend gepökelt. 

Ales hier Geſagte gilt vom Pöteln in kleinen Mengen. Sobald man 
das Drei⸗ oder Vierfache pötelt, kann die Leinwandhülle wegbleiben. Höch⸗ 
ſtens daß man ein Stuck Leinwand als Decke obenauf legt. Denn da ſechs 
Pfund Fleiſch 27 Loth Lacke geben, jo geben (wenn man dieſelbe Menge 
Pötelſalz anwenden würde, was bier aber wohl zu viel fein könnte) 24 Pfd. 
Fleiſch 108 Loth Lacke, was übergenug iſt, das Fleiſch mit Lacke zu bedecken. 

Es kommt hierbei nur auf das richtige Einlegen der in dem Pokelſalz 

ewälzten Fleiſchſtücke an. Es dürfen keine leeren Räume bleiben, Durch 
leine Fleiſchſtücke kann man ſie zwar ausfüllen; aber man ſchneidet nicht 
gern ein anſehnliches Stück zu dieſem Zweck entzwei. Es iſt auch nicht nd» 
thig, da glatte, wohlgewaſchene Kieſel⸗ 
Größen hier daſſelbe thun und jeden Raum ausfüllen, wo müßige Lacke ſich 
anſammeln könnte. 


rankfurt a. O., 25. Febr. Geſtern Abend iſt hier ein ſchreckliches 
unge vorgekommen. Der Sohn des hieſigen Poſtdirektors Werner, im 
Poſigebaude wohnhaft, ein halbwahnſinniger eraltizter Menſch, hat bei der 
nothwendigen Feſtnehmung deſſelben auf dem Poſthofe einen Hilfspoliziſten, 
Schuhmacher Leonhard, einen Familienvater, todtgeſtochen, den Gendarmen 
Marquardt lebensgefährlich und die Poſt⸗Schildwachen leicht verwundet. 
Näheres iſt noch nicht bekannt. 


metcorologiſche Beobachtungen. 


Der Baromstsefland Ba 0 Grd. gr fande e g 
in Pariſer Linien, die Tempera. u * „un etter. 
tür der Luft nach Reaumur, Lrometer. ratur. Stück, 

Breslau, 27. Febr. J0 H. Ad. 335,58 2, SW. 1 


. Trübe. 
28. Febr. 6 U. Morg.] 335,18 728] W. 2. | Regneriſch. 
— —— ͤ ͤnU—ñ —— ͤm'—w 
Breslau, 28. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 15 F. — 3. U.⸗P. 1 F. 11 3. 


Telegraphiſche Evurfe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 27. Febr. Nachm. Br Die Rente eröffnete zu 69, 50, hob 
ſich auf 69, 80 und ſchloß in feſter Haltung zur Notiz. Conſols von Mil⸗ 
1008, 12 uhr waren 92% eingetroffen. Schluß ⸗Courſe: proz. Rente 
69, 70. Ayapto;. Rente 98, 50. Itaſieniſche proz. Rente 69, —, proz. 
Spanier 49%. Iyrz. Spanier —, Oeſt. Stante-Eifenbabn:Nftien 513, 75. 
Credit⸗mobilter⸗Aktien 1180, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Atitien 586, 25. Oeſterr. 


London, 27, Febr., Nachm. 3 Uhr. Conſols 92%. Iprz. Spanier 46, 


oder Feldſteine in allen moglichen R 


Mexikaner 32%, Serbinier 83%. Eprz. Ruſſen 96. 4g prz, Ruſſen 9356. 
Hamburg Monat 13 Mk. 786. Wen ft 90 455 * % 
der Metallvorratb 14,614,096 Pfd. St 


27, Febr., Mitt. 12 Uhr 30 Minuten, Börſe matter. 


burg 
o. Gold —, —. Silber —, —. Bohmiſche Weſt⸗ 
Lombardiſche Eiſenbahn 268, —. Neue Looſe 135, 30, 


ebruar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
ſeſ. Böhm. Weſt⸗ 


Bank 257, Sproz. Metall. 63%. 1 Met. 56%. 
Deiterr, National⸗Anleihe 68%. Oeſt 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 820. 1 
Anleihe 81%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 129%. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129%. - RR 
Hamburg, 27, Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Ziemliches Geſchäft. 
ga Anleihe 90%. Schluß⸗Courſe: Nalional⸗Anleihe 69%. Oeſterr. 
redit⸗Aktien 93. Vereinsbank 103. Norddeutſche Bank 106%. Rhei⸗ 
3 Nordbahn 64%. Disconto 2%. Wien 89, 25. Peters⸗ 
burg 314. 
Hamburg, 27. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen loco etwas nie⸗ 
driger, ab auswärts ſehr ruhig. Roggen loca ſtill, ab Oſtſee ohne Ger 
ſchäft und zu 75 ab Danzig wohl noch zu haben. Oel pr. Mai 32%, pr. 


kt. 30%. Kaffee ſehr ſtille. 
8 3 27, Februar. [Baumwolle.] 3000 Ballen Umſatz. — 


Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 24,190 Ballen. Midd⸗ 
ling Orleans 21%, Upland 20%. 
London, 27. Februar. Getreidemarkt (Schluß bericht. Weizen 


vernachläſſigt, nominell. Frühjahrsgetreide ruhig, Montags⸗Preiſe. — 


tter. 
7 27. Februar. Getreidemarkt (Schlußberiht). Weizen 
ſtille. Roggen loco feſt, Herbſtroggen flauer. Raps April 92, Oktober 


19%. Rüb zl Mai 51%, Herbſt 46. 


Berliner Börse vom 27. Februar 1863. 


Fonds- und Geld- Course. i F. 5 
Ff: Form z.B NH m 

aa N 5 ito 3 5 . 

dito 1884, 56 574% 10 t br. dito Prior K. . — | 4 99 B. 

dito e dito Prior B. — 5 87 ½ ba. 

— 1858 5 100% bz oe 1 un 90% 0. 
Stnata-Sehuld-Sch. ... 13141894, ba. lto Prior F. — 1914 164% 
Präm.-Anleihe v. 1865/34,|120 bz. dito Prior F...| — 4 — 

Berliner Stadt-Obl. q 4½102½ bz. Oppeln-Tarnow, 61½ bu 

(Kur- u. Neumärker 3/91 ½ G. Prins-W. (St.-V.) 462 6. 

2 dito it 100%, B. Rheinische . . . . 4 |100 ba. 
2 |Pommersche 3 100 „B. dito (St.) Pr...| 5 | 4106 d. 
2 dito neue % G. dito Prior — 4. — 
IR Rhein-Nehehahn | — | 482% Br 
r —.—— > x 
E dito neue 4 90% B ir Crofold 344131, |965%, G. 
Schlesische Wi 941, bz. Starg.-Pobener ji 9 155 bz. 
2 Kur- u. Neumärker 4 997, bz. Thüringer 6% 4128 ½ bz. 
2 8 — * 1 75 Be Wa Bahn > 924 2. 
osensch® ......- 5 ito Prio — 5 
2 Preussische . 99% dz 10 III. Se — 1414167 0. 
[Westf. u. Bholn..| 4 90 % bz dito Prior St. | — 494% B. 
sächsische. . . 4 100% B dito er \97% ba. 
(Schlesische . 4 |99% bz 2 
Loniedor . . . — 110 bz. „ Bank - Astion, 
Goldkronen . . . 19 6% bz. Preuss. * 2. 
1 1261 F. 
e ‚Berl. &-Vorein. Wi 4 118,0; 

dito Bar Pr. Anl. . 4 80% k. Berl. Hond.-Ges. 4 102%, etw. bu. G. 

dito neue 100 fl. I. — |78 P 

dito Nat-Anleihe ..| 5 10% u. %, ba u. B. Braunschw. Ban Nor 8 

dito Bankn. u. Wir - |87 52 Bremer aa T 1 7 . 
Kuss. ..| 5 l . 1 — 8 

dito 6. Anleihe ....| 5 887 8 B 7 4 103}, G. 

dito poln. Sch- Obi. 42½ 6 Gredb. 16% bi. 

Poln. Pfandbriefo....| 4 |— — Die-. Anl. 6 | 4.1064, mu. 

dito II. Em. .. 4 [89% br. a 5 
poln. Obl. à 500 Fl 4911, G. Genf. Creditb. A.] 2 5 63 a 52 bt u 

dito 4 300 Fl. 5 0 da. Gerser Bauk .. 5 4 04 bad. 

e Homb.Nord.bank| 5% 4 108 , 6. 

Poln, Banknoten ..... | —|— — — %% Ver-Bank | Ga] A 1108 1. 
Kurhese, 40 Thi. .. — 0 6. F 
Baden 20 Fl. 1A da. 2—.— „0 40 6 

5 kg a 
5 Magd. Priv. 45% 4 %%% 
8 Net. Oredith”A.| J 4 16 B. 
1881 1 Minerva Bgwk.A.| — | 5 30 etw. ba, 
Aach.-Büssold...| 341344894, Im he en. ne 
| | Aach--Mastricht. | 3 36 113 05 

Aiast-Rottardam 5,',| 4.197 | 4 Fre 
Berg. Märkische 6½ 4 |106 b. 20 5 . 
Berlin.Anhalter | 8%] 4 143% 190 8. 
Berlin-Hamburg.] 64122 5 
Berl.-Potsd.- Mad.] 11 | A |188 ba. 

Berlin-Stettiner . 7% 4 |135 Ihsel »Gourse. 
Breslau-Freibrg. | 6, 4/1 101. 144½% ba 
Cöln-Mindener . 123 5 1 . M. 143 %½ bs 
Franz. St.-Eisenb. 10 1 . 8 T. 162 b⸗ 

Ludw.- Bexbach. all or Ei bn. 

Magd.-Halberst. . 2214| 4 1252 etw. bz u G. 3 M. 6. 214, ba. 
Maed,-Wittenbrg.| 142] 4 |634% B. 2 M. 80 br. 
Mainz.-Ludw. A. 7 | 4 ]125% 8 T. 86 % ba. 
Mecklenburger. 2K 4 168% 4 , b 2 M. 88 % br. 
Münster-Hammer| 4 4—.— — 2 M. 56. 24 Gd. 
Neisse-Briegor .. | 314] 486 ½ ba 8 7.90% 8. 
Niederschles.....| 4 | A |39 De. % M. % G. 
N.-Schl. Zweigb, 1% 4 170 br. Fr . M. 86. 26 8. 
Nordb. (Fr.-W.) 34 65½ 404% ba. 8 ss ” Et 1 

dito Prior 4% — — arschau... * . 2. 

berachles, A... | 7 5 161%, a 161 ba. Bremen.. . . 8 T. 109% ba. 


Breslau, 28. Febr. Wind: Weit. Wetter: regnicht. Thermometer 
Früh 29 Wärme, Die Angebote von Getreide waren 5 reichlicher, die 
aufluſt jedoch nicht vermehrt. 


Weizen blieb ſehr vernachläſſigt; pr. 85pfd. weißer 70-81 Sgr., gel⸗ 
ber 66—71 Sgr. — Roggen behauptet: pr. Sapfd. 50—53 Sgr., feinſter 
bis 54 Sgr. — Gerſte preishaltend; pr. 70pfd. weiße 42—43 Sgr., gelbe 38 
—41 Sgr. — Hafer angeboten; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25—27 Sgr. — Erbs 
ſen, Wicken und Bohnen ohne Frage. — Oel ſaaten wenig Umſatz. 
— Schlaglein ruhig. — Rapskuchen vernachläſſigt; 48 —52 Sgr. pr, 


Ctr. — Lupinen 36—40 Sgr. 

Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 67—75—81 Wicken 35—38— 40 
Gelber Weizen 65—70—76 Sgr. pr. Sack d 150 * 
Maggi an ne 50—52—54 Schlag⸗Leinſaant — 210-218 
Ge... 38-4144 Winter⸗Raps 260—275—285 
Gafer aaa b 24—26—28 Winter⸗Rübſen a — 
W RE RE 43—48—52 Sommer⸗Rübſen ... . 220240260 


Theater Nachricht. 1 
Heute dib und Beneſiz 
der Frau Thereſe Ellinger. 


5 Thaler Belohnung 


erhält derjenige, welcher zur Wiedererlangung eines geſtern Abend 6 Uhr 
Schuhbrücke Nr. 72 abhanden gekommenen rothbraun angeſtrichenen Hand⸗ 
wagens behilflich iſt. Näheres daſelbſt im Comptoir. 8 [2077] 
Fr Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein, 

Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


